
( l? )

Adressen der allerhöchsten Propofitionen.

Hür die für jeden Regierungsbezirk nach § 21 und 24 des Gesetzes vom 1. Mai d. I. i. Wahl der Mitglieder
wegen Einführungeiner classifizirtenEinkommensteuerzu bildende Bezirks-Commission,deren für die »ach § 24 des Ge-
Mitglicder von der Provinzial» Vertretungzu einem Drittheile aus ihrer Mitte und zwei ^°s "°m ^'. °M" i85i
Dritthcile aber aus den einkommcnstcucrpflichtigcn Einwohnern des Regierungsbezirkszu wählen blassen- und" claMlirc'en
ist, habe ich in Gemäßheit des von Seiner Majestät dem Könige, mittelst allerhöchsterCa- Einkommensteuerzu bi>«
bincts-Ordream 9. Juli d. I. ertheilten Ermächtigung den Provinzial-Ständen vorgelegten dende Bezirks-Commisssm!.
Proposition Nr. 1. die Wahl der Bezirks-Commissionenin der heutigen Plcnar-Sitzuugveranlaßt und
beehre ich Ew. Hochwohlgeborcn das Ergebnißderselben der gefälligenMittheilungvom 28. September
d. I. Nr. LL24 (L) zufolge im Nachstehendenganz ergcbenst mitzutheilen.

Es wurden gewählt:
H. Für den Regierungsbezirk Eoblenz

«) aus der Mitte der Provinzial-Vertrctung.
Die Abgeordneten:

1. vr. Wurzer zu Niederhammerstcin.
2. Freiherr v. Salis-Soglio zu Gemünde und
3. Christian Haan zu Coblenz.

d) aus den Einkommenstcucrpflichtigen:
1. Dr. Boost zu Cochem.
2. Heinrich Purizelli zu Creuznach.
3. I. I. Waldschmidt zu Wetzlar.
4. Bürgermeister Wcygold zu Andcrnach.
5. Jacob D'Estcr zu Vallendar.
6. Matthias Seul zu Lonnich.

». Für den Megierungsbezirk Göln
») aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Geheimer. Ober-Bcrgrath Nöggcrathzu Bonn.
2. Bürgermeister Vudde zu Neustadt.
3. « . Schult zu Glessen.

d) aus den Einkommensteuerpstichtigen.
1. Freiherr v. Elz-Nübenach zu Wahn.
2. Friedrich Haeger zu Ründerath.
3. v. Bianco zu Cöln.
4. Bürgermeister Schumacher zu Meckenheim.
5. Franz Heuser zu Cöln.
6. Adolph v. Frankenauf der Freiheit.

«. Für den Regierungsbezirk Düsseldorf
») aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Freiherr v. Plettcnberg-Mehrumzu Mehrum.
2. v. Evnern zu Barmen.
3. Tuchfabrikant Hunzinger zu Crefeld.
4. BürgermeisterCompcs zu Neuwert.

l») aus den Einkommensteuerpstichtigen:
1. Mathias Vüchlrrs zu Dülken.
2. Graf v. Hocnsbrocch zu Buschfcld.
3. Bürgermeister Sartorius zu Dick.
4. Trinkaus zu Düsseldorf.
5. Hermann Wülfing zu Elberfeld.
6. Ernst Iohannp zu Hückcswagen.
7. Gustav Weversbcrg zu Solingen.
8. H. Krapp zu Mülheima. d. Ruhr.

» Für den Regierungsbezirk Trier
n) aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Bürgermeister Wagner zu Saarbrücken.
2. KaufmannSavope zu Trier.

d) aus den Einkommcnsteuerpflichtigen:
1. Christoph Aldringerzu Trier.
2. Peter Schömann zu Wittlich.
3. Carl Schmidtborn zu Saarbrücken.
4. Nicolaus Doudon zu Wallerfangen.
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N. Für den Negierungsbezirk Aachen

l<) aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Freiherr v. Gepr zu Mödershcim.
2. Tuchfabrikant Schwamborn zu Aachen.
3. Bürgermeister Vcemclmanns zu Prümmcrn.

l») aus den Einkommenstcuerpftichtigen:
1. Geheimer Regicrungs-Nath v. Cöls zu Aachen.
2. Bürgermeister Iungbluth zu Iülich.
3. - - Krapol zu Immcrratt).
H. Freiherr v. Levkampzu Schloß Elsum.
5. Alerandcr Schiller zu Montjoie.
6. ClemensReiner Doutrclepontzu Malmedp.

Düsseldorf, den 3. October 185l.
Der Landtags-Mar schall.

l^gez) von Waldbott.
An

den Königliche» Landtags-Komiuissarius,
Herr» Oberpräsideiitc» der Nhcinprouinz,

von Kleist-Retzow
Hochwohlgeburcu.

2. Wahl ständischerAb- <9ie, zufolge des 3iente»bank-Statuts erforderliche Wahl und zwar zweier Mitglieder der
geordneter znrMitwirkungProvinzial - Vertretung, als Deputirtcn bei der Verloosung und Vernichtung der Nentenbriefe
bei der Verwaltung d°. für ^ ^ ^,^^ Mitgliedes, als Deputirtcn zur Revision der Formulare zu den Nentenbriefendie Provinzen Rheinland ,,. , ^, „. ^ ^ ^ ^.
und Westohalenerrichtete» «nd der dazu gehörigen Zins-Coupons fand Statt.
Rentenbank, »ach §§5, 27 Da das Ncntenbank-Institut nur den auf der rechten Nheinseite gelegenen Theil der
uud 47 des Geseyes vom 2. Provinz betrifft, und mit der Nentenbank für die Provinz Westphalen verbunden ist, so
März 185». wurde durch den Landtags-Marschall der Vorschlag gemacht, daß die der rechten Nheinseite

«»gehörigen Mitglieder der Provinzial-Versammlung, die gewünschtenAbgeordneten zunächst und lediglich
aus ihrer Mitte in Vorschlag bringe» möchten, worauf die Versammlung einstimmig einging.

Nach einer dieserhald vorgenommenen Besprechung unter den Mitgliedern der rechten Nheinseite,
während welcher durch den Landtags «Malschall eine Vertagung der Plenar-Versammlung von einer
Viertelstunde angeordnet wurde, erklärten riefe, daß sie als Devutirte bei der Verloosung und Vernich¬
tung der Nentenbriefe die Abgeordneten

Freiherr von Plettenberg und
Daniel von der Heydt, und

zur Revision der Formulare zu den Nentenbriefe» und der dazu gehörigen Zins «^Coupons, den
Abgeordneten Goßlich

gewählt hätten, welchen Wahlen Seitens der Plcnar-Versammlung durch Acclamation beigetrelen wurde.

Der Landtags- Marschall.
(gez.) von Waldbott.

Allerdurchlauchtigster, Grostmächtigster,
Allergnädigster König und Herr!

3. Gutachte»über die für >3uer Majestät haben die Gnade gehabt, mittelst Allerhöchster Votschaft vom 7. April M7
die Nheiuproviuzzu errich- den damals zum Vereinigten Landtage versammelten Ständen den landesväterlichen Entschluß
teudeProvmzial-Hülfsrasse.̂ offnen, für-M Kultur und den Verkehr in der Monarchie, sowie zur Beförderung des
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so heilsamen Sparkassenwesens in sämmtlichenProvinzen, Provinzial-Hülfskassen, ähnlich derjenigen,
welche in der Provinz Westphalcn mit gesegnetemErfolg seit dem Jahre 1841 besteht, unter ständischer
Verwaltung zu begründen, und demnächst die erforderlichenPropositionen an die Provinzialstände ergehen
zu lassen.

Es sind seitdem Jahre schwerer Stürme über unser geliebtes Vaterland dahin gezogen, und wenn
es Euer Majestät Ministerium, nach Wiederherstellungruhigerer Verhältnisse, jetzt möglich geworden ist,
sich den materiellen Interessen der einzelnen Provinzen wieder mehr zuzuwenden, und demnachzur Errich¬
tung der Provinzial» Hülfskasse für die Nhcinprovinz der treugehorsamsten Versammlung zur diesmaligen
Wahrnehmung provinzieller Interessen die betreffenden Propositioncn zugchen zu lassen, — so finden sich
unterthänigst Unterzeichnetegedrungen, in innigster Uebereinstimmung mit dem Vereinigten Landtage von
1847, Euer Majestät zunächst den ehrerbietigsten Dank für die Errichtung dieses Instituts auch in der
Rhcinprovinz auszusprechen, dessen Wichtigkeit und Bedeutung zur Hebung des Wohlstandes unserer
Provinz von der treu ergebenstenVersammlung in vollstem Maaße gewürdigt wird, — und sodann ihre
große Befriedigung und Anerkennung einer sorgfältigen Verwaltung Seitens der hohen Staatsregicrung
darüber an den Tag zu legen, daß der der Nhcinprovinz zur Errichtung einer Provinzial-HülfSkassc
zugewieseneFond, uueracktet der Stürme der letzten Jahre nicht allein nicht berührt, sondern durch Zinsen
noch bedeutend angewachsenist.

Nachdem nun treu gehorsamst versammelte Vertreter der Provinz sich der sorgfältigsten Prüfung
und Begutachtung der AllerhöchstenPropositionen wegen Errichtung der Provinzial-Hülfskasse unterzogen
haben, beehren sich dieselben, in der Anlage das Resultat ihrer Berathungen am Throne Eurer Majestät
mit der gehorsamstenBitte niederzulegen:

daß es Euer Majestät gefallen wolle: „die Provinzial-Hülfskasse für die Rheinprovinz bald¬
möglichstin's Leben treten zu lassen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 18. October 1851.
^___________

Denkschrift,
als Anlage zu der Adresse an Seine Majestät, die zu errichtende Provinzial-

Hülfskasse für die Rheinpruvinz betreffend.

Zur Berathung der Allerhöchsten Proposition wegen Errichtung der Prov.nz.al-Hulfskasse waren der zur
diesmaligen Wahrnehmuug der Provinzial-Vertrctuug berufenen provmz.alstand.schenVersammlung fol>
gende Vorlagen übergeben, welchedemnachals das Material ihrer speziellen Berathung zu Gruude gelegt
wurde, nämlich: «,,. . ..^, ^

1) Denkschrift in Betreff der Rheinischen Provinzial-Hülfskassc vom Komgllchcn Herrn Landtags-
Kommissarä« c,-»t<, Düsseldorf den 28. September 1851.

2) Denkschriftüber die Benutzung der Provinzial-Hülfskasse zur Beförderung landwirtschaftlicher
Grundverbefscrunq äe ä»lu Berlin den 31. August 1851.
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3) Entwurf des Statuts der Rheinischen Provinzial-Hülfokassc.
4) Entwurf der Geschäfts-Anweisung für die Direktion der RheinischenProvinzial-Hülfskasse.

Die beiden genannten Denkschriftenunterlagen der sorgfältigsten Beachtung und kann sich die Ver¬
sammlung mit den verschiedenen, dort näher entwickeltenAnschauungendurchgchends einverstanden erklä¬
ren; speziellspricht sich die Versammlung durch die Annahme des 8 5 der Geschäfts-Anweisung (Schluß
von »line» I.) ganz übereinstimmendmit der im KöniglichenMinisterium für landwirthschaftlicheAngele¬
genheiten aufgearbeiteten Denkschriftaus — und hofft, daß der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse nach
den in ihren Statuten festgestellten Marimen Gelegenheit geboten werde, auch in Unterstützungländlicher
Interessen viel Ersprießliches zu leisten.

Bei Berathung der einzelnen Paragraphen des Entwurfs des Statuts der RheinischenProvinzial-
Hülfskasse beschloß Versammlung folgende Zusätze l«»^,. Abänderungen zu beantragen:

Zu 8 1 wird die Stadt Cöln als Sitz der Provinzial-Hülfskasse bestimmt, und zwar aus fol¬
genden Gründen:

Zu einer gedeihlichenEntwickelung des Instituts der Hülfskasse ist vor allen Dingen ein leichter
Geldverkchr nothwendig; in Cöln ist derselbe mehr als an irgend einem anderen Platze unserer Provinz
durch die KöniglicheBank «nd die vielen und bedeutenden Banquiers-Häuser dargeboten, mit denen
wohl der bei weitem größte Theil der Gewerbetreibenden der Rheinprovinz in Verbindung steht, wodurch
vielfach Geldumsätzemit der Hülfskasse vermittelt werden könnten. Außerdem liegt Eöln ziemlich im
Mittelpunkt der Provinz und in der Nähe Aachens und des Wupperthales, durch deren bereits in
größerer Ausdehnung bestehendenSpar- und Prämien»Kassenein ansehnlicherGcldverkehr mit der Hülfs¬
kasse stattfinden dürfte.

8 2 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu 8 3 wurde folgender Zusatz angenommen:

„Es wird der Direetion freigestellt, nach Maßgabe der durch eingehende Dcnlchnsgcsuchecut-
„ stehendenGeldbedürfnisse, Staatspapiere bei der KöniglichenBank zu deponiren und dagegen
„Baarvorschüsse zu beziehen."

8 4 wurde in folgender Fassung angenommen:
„Die Hülfskasse soll außerdem vorzugsweise Gelder aus den in § 13 bezeichneten
„Sparkassen der Provinz, ohne dabei die Direktion auf eine gewisse Summe zu
„beschränken, annehmen, um dieselben zu verzinsen und in gleicher Weise auszuleibcn."

8 5 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu 8 6 wurde folgender Zusatz angenommen:

„Wer ein Darlehn auf Amortisation erhalten, dasselbejedoch erweislich, zu dem angegebenen
„Zwecke, in der dazu geeigneten Zeit nicht verwendet hat, ohne daran durch höhere Gewalt
„verhindert worden zu sein, ist gehalten, 6 Monate nach geschehener Kündigung, welche in
„dem Falle die Direktion anordne» kann, den ganzen Rückstand des geliehenen Kapitals
„zurückzuzahlen."

§ 7 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
§ 8 llline» I. wurde folgende Fassung beschlossen:

„Darlehne aus der Hülfskasse können gegen genügende Sicherheit gewährt werden:
„») zur Gründung u. s. w. (nach Fassung des Entwurfs.)"

§8 9 bis in«:Iu8iv!,12 werden in der Fassung des Entwurfs angenommen.
§ 13 wurde nach Fassung des Entwurfs, jedoch mit der Abänderung angenommen, daß in »lino»

Zl. l»,l, ») statt: „ein Mal wöchentlich", gesetzt werde: „zwei Mal monatlich."
§8 14 bis inelu«iv« 22 werden in der Fassung des Entwurfs angenommen,
tz 23 »1iue<» l. soll nach dem Beschluß der Versammlung also lauten:
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„Am Schlüsse eines jeden Landtags wirb ein Ausschuß aus der Mitte der Provinzial»Ver¬
sammlung, unter besonderer Berücksichtigung der verschiedenen darin vertretenen
„Interessen gewählt, welcher die u. s. w. nach Fassung des Entwurfs bis zum Schlüsse
„des Z 23."

8 24 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu § 25 wurde folgender Zusatz beschlossen:

„im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme des vom Staate Ernannten den Ausschlag
„bei dieser Wahl,"

§ 26 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
8 27 wurde mit Weglassung des ersten Satzes »ach der Fassung des Entwurfs wie folgt ange¬

kommen: „Das zur Verwaltung nöthige" u. f. w. bis Schluß des 8.
88 28 bis iuolu8!v« 33 wurden in der Fassung des Entwurfs angenommen.

Nachdem bis hierher vorstehend sämmtliche Paragraphen des Statutes für die Rheinische Provin¬
zial-Hülfskasse, so wie dieselben aus der Berathung der Provinzial-Versammlung hervorgegangen sind,
zur besseren Uebersicht der Reihenfolge nach, ohne Unterbrechung zusammengestellt sind, mögen folgende
Motive für von der Versammlung als zweckmäßig erachtete Zusätze l-«^. Abänderungen hier Platz finden:

Motiv für den Zusatz zu Z 3: Es erschien angemessen, diese Befugniß der Direction auch unter die
statutarischen Bestimmungen aufzunehmen.

Dcsgl. zu F 4: Es wurde für leicht möglich gehalten, daß der Provinzial-Hülfskasse aus «zuest.
Sparkassen größere Summen zufließen möchten, als sie unterzubringen im Stande wäre, —
daher die Einfügung des Wortes: „vorzugoweise", während auf der anderen Seite die Direktion
nicht gebunden sein soll, sich auf ein Marimum beschränken zu müssen, wenn sich Gelegenheit
für die statutenmäßige Unterbringung der Gelder darbietet.

Desgl. zu 8 6: Der Zusatz soll Mißbrauch verhüten, ohne jedoch der Direction bei billiger Berück»
sichtigung der obwaltenden Verhältnisse im einzelnen Falle die Hände zu binden.

Desgl. zu § 13: Die Abänderung in diesem Paragraphen wurde beliebt, weil sich herausstellte, daß
ansehnliche und bewährte Sparkassen-Anstalten bestehen, welche den Modus des monatlich zwei¬
maligen Empfangs als genügend befunden haben.

Hiernach zu der Berathung der einzelnen Paragraphen deS
„Entwurfs der Gcschäftsanweisuug für die Direelion der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse"

übergehend, nahm Versammlung
8 1,2 und 3 nach der Fassung des Entwurfs au.
Zu 8 4 wurde folgender Zusatz angenommen:

„und vom Sccretair contrasignirt."
Bei 8 5 «Uue» lH beschließt Versammlung hinter dem Worte: „Grundstücke", folgende Ein¬

schaltung als Parentese:
„bei Anmeldungen von Häusern als Unterpfand wird die größte Vorsicht, unter Berücksichtig
„gung der vorkommenden großen Werthveränderungen, nothwendig sein."

Im Blick auf die Erfahrungen der letzten Jahre namentlich in Städten erschien diese Anmerkung
im Geschäfts-Reglement nicht unangemessen.

3 6 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen,
s 7 desgleichen, jedoch mit dem Zusatz hinter „Landrath des Kreises":

«und durch denselben der betreffende Bürgermeister."
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Die Stellung, welche nach § 5 der Geschäfts »Ordnung und nach 3 31 des Statutes die Bürger¬
meister der Provinziell-Hülfskasse gegenüber einzunehmen haben, ließ den Zusatz nolhwendig erscheinen.

§Z 8 bis iuelu8lv« 17 wurde nach Fassn,>g des Entwurfs unverändert angenommen.
§ 18 erster Satz wurde wie folgt angenommen:

„Die Dircction ist verpflichtet, monatlich eine Kassen-Revision, und zwar an den für die
„öffentlichen Kassen bestimmten Nevisions-Tagen abzuhalten. — Der Ober-Präsident u. s. w-
„bis Schluß des Paragraphs."

s 19 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster,
AUergnädigster König «nd Herr,

4. Gutachtenüber Man- >^uer Königliche Majestät haben die Gnade gehabt, mittelst Allerhöchsten Propositions-Dekrcts
dcnmg ver Gememde-Ol'd-vom 21. September d. I. uns, den zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung einbcrn-
mmg vom ii. März i8^u. ^,^ Ständen der Nheinprovinz zu eröffnen, daß Eurer Majestät Regierung beabsichtige eine

Aenderung der Gemeinde,- Kreis,« Bezirks,- und Provinzial-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres
herbeizuführen. Zugleich haben Euer Majestät geruhet, unser wohlerwogenes Gutachten über die in der
Denkschrift des Ministers des Inneren vom 20. September dieses Jahres, betreffend die Abänderung der
Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres, bezeichnetenGesichtspunkte, zur weiteren Erwägung
und Vorbereitung des von Eurer Königlichen Majestät Regierung den Kammern einzubringenden Gesetz-
Entwurfs, zu erfordern.

Eure Königliche Majestät haben, wie es Allerhöchst ihrem Herrschcrbcrufc geziemte, den ersten
Schritt gethan, einem im Dränge der Zeit verkannten, darum aber um so tiefer empfundenen Bedürfnisse
gerecht zn werden, den durch Euer Majestät nud Allerhöchstderen Vorfahren glorreichen Andenkens, stets
mit väterlicher Fürsorge gepflegte» Eigenthümlichkeitender einzelnen Provinzen, auch in der neuen Ord¬
nung der Dinge, Anerkennung und Geltung zu verschaffen. Es war dies eine, durch den Verlauf unserer
politischen Entwickelung bedingte Nothwendigkeit, eine Forderung für deren Befriedigung ein Weg gesucht
werden mußte und wofür Euer Majestät Regierung, so Gott will, den richtigen Weg gefunden hat.

Auch den Gemeinden der Nheinprovinz, soll wieder ein, ihren besonderenBedürfnissenund Interessen
entsprechendeslebensfähiges Gesetz verliehen und es soll diese Ordnung nicht willkührlich nach Theorien,
deren Werth nicht erprobt ist, sondern aus den vorhandenen, im Boden der geschichtlichen Entwickelung
wurzeluden Elementen gebildet werden. Das ist der hohe Gedanke den Euer Königliche Majestät Regie¬
rung, nach dem verfassungsmäßigen Wege zu verwirklichenbemüht ist und dem wir mit Freudigkeit uns
angeschlossen haben.

Getragen von dem Bewußtsein, daß in allen Theilen der Nheinprovinz ein gleichmäßiges Bedürft
niß zu durchgreifendenAbänderungen der Gemeinde-Ordnungvom 11. März vorigen Iahrcö obwaltet, haben
wir der Erörterung der uns gestelltenwichtigen Aufgabe mit treuem gewissen haften Fleiße uns unterzogen.

Das Ergebniß dieser Prüfung ist in der alleruntcrthänigst bcigcbogcncnDenkschrift enthalten.
Da hiernach eine völlige Umgestaltung der Grundprinzipien der Gemeinde-Ordnung vom 11. März

vorigen Jahres nöthig erscheint, die erforderlichen Abänderungen aber in der von Euer Königlichen Ma¬
jestät der Nheinprovinz im Jahr 1845 Allergnädigst verliehenen rheinischen Gemeinde-Ordnung im Wesent¬
lichen sich verwirklicht finden, so erlauben wir uns die allerunterthänigsteBitte an die Stufen des Thrones
niederzulegen, daß vorzugsweise die Grundsätze und Bestimmungen dieses früheren Gesetzes, welches bereits
im Leben des Volks Wurzel gefaßt hat, der neu zu erlassendenGemeinde-Ordnung zum Grunde gelegt
werden möge.
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Sollten aber die provinziellen Eigenthümlichkeitenund Verschiedenheiten volle Berücksichtigung finden,
soll ein wahrhaft volksthümlichesunseren Gemeinden Heil bringendes Gesetz geschaffen werden, so halten
wir, die treuen Stände, allerunterthänigst dafür, daß dasselbe aus dem Schoße der mit den besonderen
Verhältnissen der Provinz vertrauten Provinzial-Vcrtretung hervorgehen muß.

Wenn auf diese Weise die unterbrochene Kette der geschichtlichen Fortbildung wieder angeknüpft
und dem was die Stürme der Zeit wohl erschüttert, aber nicht zu vernichten vermochthaben, nach dem
edlen Wahlspruche der Krone sein Recht wieder werden soll, so wird darum was unser Zeitalter geschaffen
hat, das Produkt seiner Bedürfnisse und Interessen, nicht weniger sorgfältig gepflegt, nicht weniger
heilig gehalten werden.

Wir hoffen den Tag zu schauen, wo die, welche jetzt mißtrauisch ferne stehen, es dankbar erkennen
werden, daß unsere neue staatlicheOrdnung weit entfernt, dnrch den Wiederaufbau der geschichtlichen
Grundlage sich gefährdet zu sehen, gerade in dieser ihren wahren Stützpunkt finden, aus der Verbindung
mit ihr die wahre Lebenskraft gewinnen wird.

Möge denn das also begonnene Werk unter Gottes gnädigem Schutze, dem theuren Valcrlande
zum Segen gedeihen! Mit diesem Wunsche wollen Euer KöniglicheMajestät landesväterlichcr Huld und
Gnade wir uns allerunterthänigst anbefohlen halten und ersterben wir in tiefster Ehrfurcht

Guvcr Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 26. October 185l.

-

Denkschrift
der zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenenProvinzial-
standischenVersammlung der Rheinprovinz, betreffend die Abänderungder Gemeinde-

Ordnung vom 11. März 1850 unter besonderer Berücksichtigung der
Verhältnisse der Rheinprovinz.

<^>as Allerhöchste Propositions.Dckret vom 21. September er., hat unter Nr. 4 die zur Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufene Provinzialständische Versammlung der Rbcinprouinz aufgefordert, ihr
wohlerwogenes Gutachten über die in der Denkschriftdes Ministers des Innern vom 20. September l-r..
bezeichnetenGesichtspunkteund Fragen zur weiteren Erwägung und Vorbereitung des angedeuteten, von
der Staats-Negierung bei den Kammern einzubringenden Gesetz-Entwurfs, abzugeben und ist dies in
Folgendem geschehen.

l- Die erste, in der Denkschriftdes Ministers des Innern vom 20. September dieses Jahres zur
Begutachtung gestellten Frage:

Ob die durch die Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres neu eingeführten Wahl-
Principien beizubehalten, oder ob nicht die Grundsätze der rheinischenGemeinde»Ordnung vom
23. Juli 1845 (Z 72 und folgende und § 103), wonach der Gemeinde-Vorsteher r««p. Bürger¬
meister und deren Stellvertreter (»-«»p. Beigeordneten) von den Organen der Staats - Negicrung
ernannt wurden, den Vorzug verdienen?



c 24 )

Ist dahin zu beantworten:
1. Daß die Wahl der Bürgermeister und Beigeordneten für diejenigen Bürgermeistereien, welche eine

Stadt von mehr als 10,000 Einwohnern enthalten, nach Maßgabe der Vorschriftender 88 29 und 31
der Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres unter Vorbehalt des Bestätigungsrcchts des
Staates, beizubehalten sei;

2. daß jedoch in den übrigen Gemeinden und Bürgermeistereien die Ernennung der Gemeinde-Vorsteher
und Bürgermeister i-««^. deren Stellvertreter und Beigeordneten von den Organen der Staats«
Regierung nach Maßgabe der 88 72 und 103 der Rheinischen Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli
erfolgen muffe. —

In dieser letzten Beziehung wurde jedoch mit 49 gegen 25 Stimmen angenommen, daß die vor-
gedachteErnennung der Gemeinde-VorsteherBürgermeister r«8si. deren Stellvertreter von den Organen
der Staats-Regierung, nur in sofern erfolgen dürfte, als nicht das Recht der Sclbsterwcihlungder Bürger¬
meister uud Beigeordneten der Städte und Ortschaften unter 10,000 Einwohnern auf deren Antrag, durch
die Provinzial-Vertrctuug verliehen werde.

Zur Begründung wurde angeführt:
Da den Städten der östlichen Provinzen der bisher bestandenen älteren Verfassung gemäß, die

Wahl der Bürgermeister zugestandenhat, und aller Wahrscheinlichkeitnach, auch ferner verbleiben wird,
so muß dieses Recht auch den größeren Städten der Rhcinprovinz uud denjenigen Städten und Ortschaften,
welchen dieses Recht, durch die Provinzial-Vcrtrctung besonders zugestanden wird, um so mehr erhalten
werden, als hier die in den kleineren Städten und Gemeinden mit der Wahl nothwendig verbundenen
Ucbclstände, in einem weit geringeren Maße vorwalten; das Interesse der Staats-Regierung in Folge
der erleichterten Trennung der Polizei von der städtischenVerwaltung, vollständig gewahrt bleibt, und
endlich es in den größeren Städten, nicht an Persönlichkeiten fehlen wird, denen die Fähigkeiten zur
Bekleidung der fraglichen Aemter zur Seite stehen.

In anderen Gemeinden hat dagegen, wie die Erfahrung gelehrt, die Wahl der Vorsteher und
Bürgermeister in der Regel die nachthciligstcn Folgen, und läßt sich dieselbe mit einer geordneten Gemeinde-
Verwaltung nicht vereinigen.

Die Stellung dieser Beamten muß nothwendig eine zweifachebleiben, weil sie zugleich Organe
der Staats-Regierung und Beamten der Gemeinden sind. Die Ausübung der ihnen vom Staate aufer»
legten Functionen führen unvermeidlich Conflicte mit den Einwohnern der Gemeinde herbei und darf, um
in solchen Fällen mit Kraft und Energie aufzutreten, die Eristenz des Beamten nicht von der Gunst oder
Ungunst der Parteien abhängig gemachtwerden. Die Befürchtung, daß sie bei gewissenhafterPflichter¬
füllung nach Ablauf von l2 Jahren mit einer kärglichen Pension entlassen werden können, wird in den
meisten Fällen ihre Thatkraft lahmen und eine lässige, dem Staate sowohl, als dem wohlverstandenen
Interesse der Gemeinde, „achthcilige Dicnstführung zur Folge haben.

Das Bcstätigungsrecht, welches der Staat in der Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres,
sich vorbehalten hat, bietet leine Abhülfe für diese Uebclstände, vielmehr hat dasselbedie nachthcilige Wir»
lung, daß es das, den Gemeinden gesetzlichgarantirtc Recht der freien Wahl illudirt und Mißtrauen
gegen die Staats-Regierung erweckt. Alle diese Nachtheile treffen bei den größeren Städten i-esp. Ge»
meinden entweder gar nicht, oder nur in geringerem Maße zu, indem eines Theils eine Trennung der
Staats- und Gemeinde-Behörde möglich, andcrntheils die gewählten Bürgermeister, in der Regel in un¬
abhängigen äußeren Verhältnissen leben, mithin den Ablauf der Wahlperiode nicht zu befürchten haben,
und endlichdie Staats-Regierung nur ausnahmsweise in die Lage kommen wird, die Bestätigung des Ge¬
wählten zu beanstanden.

Bei Ausübung des Ernennungsrcchts von Seiten des Staats, wird schon nach den Bestimmun¬
gen der rheinischenGemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 das Interesse der Gemeinde zur Genüge
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dadurch gewahrt, daß der Gemeinde-Vorsteheraus den Mitgliedern des Gcmcindcraths ernannt, nnd bei
Besetzung der Bürgcrmcistcrstellenauf angesehene Grundbesitzeroder auf andere, das Vertrauen der Ein«
gesessenen genießende Personen vorzugsweise gcrücksichtigt werden soll.

Einer Erwähnung bedarf es kaum, daß wenn das neu zu erlassende Gesetz vou den oben entwickel¬
ten Grundsätzen ansgehcn sollte, die jetzt fungirendcn Gemeinde-Behörden bis nach Ablauf der Wahl¬
periode in ihren Aemtern verbleiben müssen.

Nachdem die Nothwendigkeit der Ernennung der Gemeinde-Vorsteher und Bürgermeister in den
vorerwähnten Gemeinden anerkannt worden, kann es ferner keinemBedenken unterliegen, daß an die
Stelle des collegialischenGemeinde-Vorstandes allgemein, und selbst mit Inbegriff der größeren Städte,
eine einheitlicheMagistrat,»,' eintreten mnß.

Die Unzwcckmäßigkcit des durch die Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres in der
Rheinprovinz neu eingeführten Instituts des collegialischen Gemeinde-Vorstandes ist von den bedeutenderen
Städten der Provinz bei Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung dadurchzur Genüge anerkannt worden,
daß sie von der ihnen im 8 153 dieser Gemeinde»Ordnung gegebenen Vcfngniß Gebrauch gemacht, und
der in der Provinz herkömmlichen, während einer Reihe von Jahren sanctionirten einheitlichenMagi-
stratur den Vorzug gegeben haben.

In den übrigen Städten und Gemeinden, wo dirs nicht geschehen, haben bei Erörterung dieser
Frage, nur in seltenen Fällen, Gründe der 'Nützlichkeit und Zweckmäßigkeitobgewaltet.

Wird den Gemeinden das Recht der Selbstregicrung in einem ausreichenden Maße zugestanden und
ist der Vorsteher an den Beschlüssendes Gemcindcraths gebunden, wie solches die rheinischeGemeinde-
Ordnung vom 23. Juli 1845 vorschreibt, so bedarf es einer, in der Praris ohnehin unzureichendenCon«
trolle des collegialischenGemeinde-Vorstanves nickt, iicinenfalls aber stehen die durch diese Einrichtung
beabsichtigtenVortheile zu den erheblichen Nachtheilen im Verhältniß, welche die Theilung der Erecutiv«
Gewalt in einem collegialischenGemeinde-Vorstände nothwendig mit sich führt.

II. Die zweite in der Denkschriftausgeworfene Frage,
ob nicht unter Abänderung des F 15 »ll. 2, 8 34 und des nnr unter den Ausführuugs- und
Uebergangs« Bestimmungen, befindlichen8 153 der Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär; vorige»
Jahres, die Rückkehrzu den allgemeinen Grundsätzen der rheinischen Gemeinde«Ordnung vom
23. Inli 1845, wonach der Bürgermeister »«üp. Gemeinde> Vorsteher den Vorsitz in dem
Gemeinderathc zu führen hatte, angemessen sein dürfte? welche bezweckt, anstatt des collegia«
lischcnGemeinde«Vorstandes der Bürgermeister l-«»i>. Beigeordneten zu substituircn, mithin die
Bestimmung des Z 153 zu gcneralisiren, muß unbedingt bejaht werden.

Führt der Bürgermeister oder Gemeinde-Vorstehernicht zugleichden Vorsitz in der Repräsentation
der Gemeinde, so ist er selbstredend nicht im Stande diejenige Einwirkung auf den Gang der Geschäfte
zu äußern, welche bei einer geordnetenVerwaltung unumgänglich erforderlich ist, sei» Einfluß auf die Mit¬
glieder des Gemeinderaths, wird nur ein geringer bleiben, und es wird endlich einer seiner Amtswirk-
samkcit nachthciligc Entfremdung zwischen ihm und den Vertretern der Gemeinde Platz greifen.

Alle diese Gründe sind bereits von den rheinischenAbgeordnetenzur I, Kammer bei Discutirung
der neuen Gemeinde-Ordnung angeführt worden und haben die Vertreter der Provinz bewogen, sich mit
Entschiedenheitfür die Beibehaltung der einheitlichen Magistrate auszusprechen.

III. Anlangend die Dritte in der Denkschrift enthaltene Frage:
ob nicht unter Abänderung der betreffenden Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. März
1850 die Grundsätze der rheinischenGemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 (88 76 und 85) wie«
der zur Geltung zu bringen, wonach für die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheitenund für alle
Angelegenheitender Bürgermeisterei, soweit sie die Gemeinde betreffen, der Vorsteher nur Organ
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des Bürgermeisters ist, und dergestalt dem Bürgermeister in allen Gemeinde-Angelegenheiten,unter
Mitwirkung des Gemeinde-Vorstehers, die Ausführung gebührt?

ist folgendes iu Betracht zu ziehen:
Das Institut der Sammtgemcindcn, welches in der hiesigen Provinz seit einer langen Reihe von

Jahren besteht, hat sich in einer umfasscudeuWeise ausgebildet und ist in das innere Leben der Gemein¬
den gedrungen, es waltet hier in dieser Beziehung ein von den östlichen Provinzen des Staates sehr
verschiedenesVerhältniß vor, und bedenklich erscheintes daher, die nur fremdenVerhältnissen entsprechen¬
den Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 auf die Rhein-Provinz anzuwenden.

Die Z§ 114 und 127 dieses Gesetzes übertragen dem Gemeinde-Vorsteher die ganze Verwaltung
der Spezial-Gemeindcn, während der 8 128 dem Vorsteher der Sammtgemeinden nur das Bcaufsichtigungs-
rccht zuerkennt.

Nach den Bestimmungen der rheinischenGemeinde-Ordnung vom Jahre 1845 ist dagegen der Vor¬
steher der Einzcl-Gcmcindcn nur das Organ des Bürgermeisters.

Mit geringen Ausnahmen aber besitzen die Gemeinde-Vorstehernicht die Fähigkeiten und Geschäfts-
Kenntnisse, welche zur Verwaltung eines so wichtigen Amtes uud zur Ausführung der ihnen vom Ge¬
setze auferlegten Funktionen erforderlichsind.

Die Erfahrung hat bereits gelehrt, daß wenn nicht der ganze Geschäftsgang in Unordnung gerathen
soll, der Bürgermeister sich derjenigen Arbeiten unterziehen muß, welchedas Gesetz dem Gemeinde-Vor¬
steher aufträgt und wozu der Bürgermeister nicht verpflichtet ist.

In einigen Gemeinden hat sich daher auch der Letztere den Wählern gegenüber verpflichten müs¬
se», die Arbeiten sämmtlicher Ortsvorstcher mit zu übernehmen, so daß diese, die ihnen von der Gemeinde
ausgeworfene Dicnstenlschädignng umsonst beziehen; während in andern Gemeinden sich der Bürgermei¬
ster für solche ihm gesetzlich nicht obliegenden Leistungen besonders entschädigen läßt. Zur Vermeidung
größerer Ncbelständewar die Aufsichtsbehörde genöthigt, diese und andere abnormenZuständezu dulden, oder
die Befugnisse der Vorsteherdurch Anwendung des § 135 der Gemeinde-Ordnung von 1850 zubeschränten.

In Berücksichtigung dieses Mangels in dem bestehenden Gesetze, wird für nöthig erachtet, den Bür¬
germeistern die Verwaltung der Spczial-Gcmeinden, wie solche die rheinischeGemeinde-Ordnung vom 23.
Juli 1845 bestanden hat, zurückzugeben.

Daß die Eclbststäudigfcit der Einzelgemcindcn in Folge dieser mehr untergeordneten Stellung des
Genieinde-Vorstandes leidet, konnte zwar nicht verkannt werden, man hielt aber dafür, daß diesemUcbel-
stande dadurch abzuhelfen sei, daß die in der Gemeinde-Ordnung vom Jahre 1850 erschwerteTrennung
der größeren Einzclgemeindeuvon dem Sammtgcmciudc-Verbande durch Anwendung der analogen Bestim¬
mungen der rh. G. O. vom Jahre 1845 erleichtert werde.

IV. Der vierte Punkt der ministeriellenDenkschrift, die Aufhebung des Aufsichtsrcchtsder Bezirks-
räthe und Krcisausschüsscbetreffend, ist in einer besondern Denkschrift über die Abänderung der Kreis-,
Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom 11. März v. I. begutachtet worden.

V. Die iu der Denkschriftdes Ministers des Innern .-»ll 5 zur Beantwortung vorgelegte Frage:
ob nicht die Grundsätze des 8 69 der rhcin. G. O. vom 23. Juli 1845, wonach die Verwaltung
der Gemeinde-Kassenzufolge Beschlussesder Bürgermeisterei-Versammlung dem Elementar-Er»
Heber der direkten Steuern, oder einem besonders angestellten, demnächst von dem Landrathe,
nach gutachtlicher Vernehmung des Bürgermeisters uud der Bürgermeisterei-Versammlung zu ernen¬
nenden besonderen Einnehmer übertragen werben könnte, in beiden Fällen aber der Betrag der
Ncmuucratiou, so wie der Eaution des Erhcbcrs nach Vernehmung der Bürgermeisterei-Versamm¬
lung von der Regierung zu bestimmenwar, zur größeren Sicherheit der Gemeinde«Kassen gereichen,
und daher wiederum zur Geltung zu bringen seien?"

wurde einstimmigbejaht und dafür Folgendes angeführt.
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Es ist unterliegt keinem Zweifel, daß die Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär;
v. I. 88 51, 52, 112 und 113, selbst wenn die Anstellungder Gemeinde-Empfänger den Vertretungen
der Sammtgemeinden verbleiben, die Sicherheit der Gemeinde-Kassenund somit auch des Gemeinde-Ver¬
mögens, in bedenklicher Weise gefährden.

Bei dem bedeutendenVermögen vieler Gemeinden und wegen der Schwierigkeit und Verwickelung
des Kommunal-Nechnungswcsens, welches in der Regel die Einnehmer mehr beschäftigt, als die Vermal-
tung der Steuerkassen, kommt es wesentlich auf die Befähigung und Zuverlässigkeit des Kasscnvcrwal-
ters an.

Die Einwirkung der Aufsichts-Behörbc, wie solche, in der rh. G. O. vom Jahre 1845 vorgeschrie¬
ben ist, erscheintum so nothwendiger, als der Gemeiuderath häusig aus Mangel an Sachkenntnis) nicht
im Stande sein wird, die von dem Einnehmer zu stellende Caution gehörig zu prüfen, so wie den
Betrag der Hebegebührcn zu normircn.

Vl. Was nun die sechste Frage der Denkschrift betrifft:
ob nicht unter Abänderung der §Z 3, 49 und 110 der G. O. vom 11. März v. I. im Sinne des
8 29 der rh. G. O. vom 23. Juli 1845, die frühere Immunität der Geistlichen und Kirchendiener
von den directen Gemcindelastcnund die Befreiung der Geistlichenvon den persönlichen Gemeinde-
Diensten, auch ferner aufrecht zu erhalten sein dürfte?"

so ist diese von der Majorität der Versammlung dahin beantwortet, daß die Geistlichen, Kirchendiener,
und auch die Volksschullehrer, obgleichletztere, in der ministeriellen Denkschrift, nicht erwähnt sind, von
den persönlichen Gemeinde-Diensten r°»p. Geldäquivalenten befreit bleiben können, weil
es der Würde und Stellung derselben nicht angemessenerscheine, von ihnen derartige Leistungenzu for-
dern, und daß ferner diesen Personen, zwar hinsichtlich ihres Dienst Einkommens, nicht aber in Betreff
ihres übrigen Vermögens, die Immunität von den übrigen direkten Gcmeindclasten zugestanden wer¬
den kann.

Als Motiv wurde augeführt, daß bei dem geringen Amts-Einkommen der Mehrzahl dieser Perso¬
nen die fraglicheAbgabe, als eine drückende erscheinen,während eine verhältnißmäßig höhere Dotirung ihrer
Stellen erheblichen Schwierigkeitenunterworfen sei; daß ferner schon von Alters her eine Befreiung derselben
stattgefunden habe, welche der Artikel 15 der Verfassungs-Urkundcvom 31. Januar 1850 hinsichtlich der Geist¬
lichen und Kirchendiener garantire, und daß endlichdie Geistlichenvorzugsweise auf Ausübung der Mild-
thätigkeit angewiesen seien, und häufiger, als die übrigen Bewohner der Gemeinde in dieser Beziehung
ln Anspruchgenommen würben.

Hierbei wurde noch der Wunsch ausgesprochen, daß auch der Staat, in Betreff der Staats-Stcnern,
den Geistlichenund Kirchendiener dieselbe Immunität zustehe.

Die Minorität der Provinzial-Versammlung erklärt sich mit 34 gegen 40 Stimmen für unbed.ngtc
Heranziehung der Geistlichen, Kirchendienerund Schullehrer zu den directenGemeinde-Abgabenund machte
hierfür folgende Gründe geltend.

Es genössendie gedachtenPersonen keine Befreiung von den Staats-Stcnern, weßbalb denn auch
die Gemeinden zu einseitigen Konzessionen nicht verpflichtet erscheinen. Die Olcichstelluug der Erwähn¬
ten, mit den übrigen Einwohnern der Gemeinde, sei allgemein mit großer Zufriedenheit aufgenommen,
eine nachträglicheBefreiung dieser Gemeinde-Mitglieder, werde um so mehr Unzufriedenheiterregen, als
die Ausübung der Gemeindcrechteihnen dennochverbleiben müßten. Ucbrigcns hege man die Ueberzeu¬
gung, daß viele Geistlichenund Lehrer eine derartige, das Prinzip der Gleichheit verletzendeBevorzu¬
gung von der Hand weisen würden. Ergäbe sich, vaß einzelne Kirchendienerund Schullchrcr ein auorei-
cheudes Dienst-Einkommennicht bezögen, lso sei es rathsamer, die Gemeinde zur Erhöhung des Gehaltes
anzuhalten, als eine Ungleichheitgesetzlich zu sanctioniren.

Nachdemman sich mit den in der DenkschriftvorgeschlagenenAbänderungen der G. O. vom 11.
4*
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März 1850 i» vorstehender Weise einverstanden erklärt hatte, schritt man zur weiteren Vcrgleichung der
einzelne» Bestimmungen der rh. G. Q. vom 23. Juli 1845, mit den der Gemeinde-Ordnung vom Uten
März 1850. Hierbei wurde der Gesichtspunkt festgehalten, daß, da diese Angelegenheit, Gegenstand einer
weitere» Beschlußnahmc von Seiten der Kammern ro»j>. der künftigen Provinzialversammlung verbleibe,
es sich hier nur hauptsächlich von den dem liinzubildenden Gesetze, zu Gruude zu legenden Prinzipien
handeln könne und daher die nicht wesentlichen Bestimmungen außer Acht zu lasse» seien.

Als Resultat dieser Prüfung ergab sich, daß unter Berücksichtigung der cige»thümlichcn Verhält¬
nisse der Rheinproviuz folgende Bestimmungen der G. O. von: 1l. März v. I. eine Umgestaltung erlei¬
den dürften, uud dafür die den Vorzug verdienenden Vorschriften der rh. G. O. vom 23. Juli 1845 auf¬
zunehmen seien.

.4<l 8 1. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850; die bei Veränderungen von Gemciiidc'Vezir,
ken geforderte Zustimmung sämmllicher belhciligtrn Gemeinden wird für eine, das Verfahren erschwerende
Bedingung gehalten, und si»d »ach Analogie des § 2 der G. O. vom Jahre 1845, Verändcrnngen von
Gemeinde-Bezirke», nach Anhörung der bcihciligten Gemeinden, mit Zustimmung der Kreisvcrtretung von
der Proviuzial-Vertrelnng festzustcllr». Sollen in Betreff des Gemeindercchts die, im § 33 der Gemeinde-
Ordnung vom 23. Juli l845 aufgestellten Grundsätze, mit den nach Maßgabe der neuen Stacuseinrich.
tungen erforderliche» Modifikationen beibehalten werden, und wird «venluuütol- noch für rathsam erach>
tet, jedenfalls auch diejenigen Gcmciiideglicder, welche ohne ein Wohnhaus zu besitzen, in der Gemeinde
mit einem Grundvermögen, von welchem jährlich einHaupt-Grunbsteuer-Betrag von mindestens 5 Thlrn.
entrichtet wird , angesessen sind und in der Gemeinde ihr Domicil haben, zu den Meistbccrbtcn zu zählen.

Als Grund hierfür wird angeführt, daß vor Allem den konservativen Elementen, deren Interesse
mit dem Wohle der Gemeinde in inuigcr und nothwendiger Verbindung stehen, der gebührende Einfluß
verschafft werte» muß, was bei einem geringen Census, wie ihn die G. O. vom Jahre 1850 fordert,
»icht zu erreichen ist.

Der in Vorschlag gebrachte Zusatz bezweckt insbesondere, den in der Gemeinde nur zur Miethe
wohnenden, aber dennoch i» derselben angesessenen Grunobcsitzeru, auch ohne Hausbcsitz, das Wahlrecht
zu gewähren.

^>1 88 l6 und 74. An die Stelle dieser Bestimmungen, wonach alle zwei Jahre ei» Drittel der
Mitglieder des Gemcmdcralbes ausscheiden und durch neue Wahlen ersetzt werden, ist die Vorschrift des
§ 49 der Gemeinde-Ordnung von 1845, wonach diese Neuwahlen nur alle drei Jahre stattfinde», zu
setze» uud zwar um die, mit den häufige» Wahlen in der Regel verbundene Aufregung zu vermeiden.

^<l §8 21 und 79. 24 nnd 82 Der in diese» §3 eingeführte Wahlmodns hat in der Praris sich
nicht bewährt, vielmehr ohne Zweck das Wahlgcschäft erschwert, weshalb die in den 3s 53 und fol»
genden der Gemeinde-Ordnung vom Jahre 1845 vorgeschriebene Form vorzuziehen ist.

^>l § 45. Auch bei dem Ankaufe von Grundstücke» muß das Interesse der Gemeinde besser gewahrt
werden, weshalb die Bestimmung des § 97 der Gemeinde-Ordnung von 1845, welche die Genehmigung
der Aufsichtsbehörde erfordert, beizubehalten ist.

H<1 88 62, 63, 12« und 121. Aus demselben Grunde sind die Vorschriften der §§ 8g und 90
der Gemeinde Ordnung von 1845, welche eine strengere Controlle der Vermögens'Vcrwaltung von Seiten
der Aufsichtsbehörde anordnet, vollständig beizubehalten.

^>l 88 65 und 123. Für durchaus nöthig wird erachtet, gemäß §§ 91 und 92 der Gemeinde-
Ordnung vom Jahre 1845, die Revision der Rechnungen einer höheren Controlle zu unterwerfen, und
die Prüfung, Feststellung so wie Decharge»Ertheilung, nicht dem Gemeinde-Vorstände, der in der Regel
mit den Ncchnungs- und Kassen »Geschäften unbekannt ist, zu überlassen.

^<1 § 68. Siehe unter »ä F 45 der Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845.
ä,<1 § 108. Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde bei Contrahirung von Anleihen ist hier ansge-
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lasse», und muß nach Analogie des § 45 der G. Q. von 1850 ergänzt werden. Da in dem § 108 nu^
von freiwilligen Veräußerungen von Gcmeindegrundstücken im Wege der öffentlichen Licitation, nicht aber
von dem Verlaufe aus freier Hand die Nede ist, während die Gemeinden häufig in der Lage sich befin¬
den, letztere Art der Veräußerung, der mit Weitläuftigkcitcn verbundenen öffentlichen Versteigerung vor¬
zuziehen, so muß auch hier die desfallsige Bestimmung des z 95 der G.O. vom Jahre 1845 aufgenom¬
men werden.

^<l ? 132. Nach der G. O. vom Jahre 1850 wird der Sammtgemcinderath aus den von den
Einzclgemeindcn gewählte» Mitgliedern gebildet und die Zahl der Abgeordneten nach Verhältniß der
Größe der Ei»zelgemei»dcn von dem Bezirkorath bestimmt, wogegen nach §110 der rh. G.O. vom Jahre
1845 die Bürgermeisterci-Versammlung aus den, im 8 46 daselbst näher bezeichneten meistbegüterten
Grundcigenlhüniern, den Vorstehern der zur Bürgermeisterei gehörenden Gemeinden, und endlich aus ge¬
wählten Abgeordneten besteht.

Diese letzte Zusammenstellung des Sammtgemeinderaths ist mit der Maaßgabe beizubehalten, daß
an die Stelle der im Z 46 der rh. G. O. von 1845 genanmen Meistbegüterten, nur diejenigen Grund¬
eigenthümer zu Mitgliedern des Sammtgemeinderaths berechtigt sein sollen, welche bis zu einem Sechstel
der gcsammten Gemeinde-Abgaben in ihrem r«»,,. Gemeinde» zahlen.

Die Motive hierfür beruhen darin, daß die Theilnahme der Vorsteher, welche ohnehin mit den
Zuständen in ihren Gemeinden am besten besann! sind, uud schon als gewählte Gcmcinderälhe das Ver¬
trauen der Gemeinde genießen, auch die qualificirtesteu Mitglieder des Sammtgemeinderaths sein werden,
daß ferner der größere Grundbesitz, wenn auch nicht in dem früheren Umfange, doch eine seinen Verhält¬
nissen angemessene Vertretung im Sammtgemeinbcrath erhalten muß.

^ll 8 143. Zweckmäßiger, als diese Bestimmung, ist die Vorschrift des § 71 der rh. G. O.
von 1845.

^ll § 150. Wie bereits für die Einzelgemeinden oben bemerkt worden, soll auch hier, nach Ana¬
logie des § 4 der G. O. von 1845, eine Erleichterung der Umgestaltung der bereits bestehenden Sammt-
gemcinden-Bezirke, wo die Verhältnisse dies erfordern, zugelassen werden, indem die sclbstständige
Entwickelung der größeren Spczial-Gemeinden hierdurch wesentlich gefördert wird.

Aus den vorstehend für nothwendig erachteten Abänderungen der G. O. vom 11. März 1850 wurde
die Ueberzeugung gewonnen, daß, da die wescmlichstcn Bestimmungen dieses Gesetzes den Verhältnissen
der Nhcinprovinz nicht entspräche», die in Vorschlag gebrachten Modificalioncn aber ohne gänzliche Um¬
wandlung der G. O. vom 11. März 1850 nicht geschehen könnten, eo rathsam erscheint, die mit den be¬
stehenden Zuständen uud dc» wirkliche» Bedürfnissen in Einklang stehende rh. G. O. vom 23. Juli 1845
mit den nöthigen Abänderungen wieder einzuführen, rl»«,,. der für die Nheinprovinz zu erlassenden neuen
G- O. zum Grunde zu lege».

Demgemäß dürften folgende Abänderungen der rh. G. O. vom 23. Juli 1845 insofern erste, nicht
schon bei der obigen Begutachtung der Bestimmungen der G. O. vom 11. März 1850 erwähnt sind, nö¬
thig erscheinen, und mußten die in der jetzigen Staats-Einrichtung begründeten Abänderungen selbst¬
redend hierbei übergangen werden.

^cl §8 23 n. 08. Diesen 8s wird der § 47 der G. O. vom 11. März 1850 zu substltuiren sein,
indem auf diese Weise die Sclbststäudigkeit der Gemeinde mehr gewährt bleibt, auch die ergangcne Mini-
sterial-Instruction sich nicht als zweckmäßig bewährt hat.

^ll 8 25. Muß die Vollstreckbarerklärung der Rollen dem Bürgermeister überlassen bleiben.
^ 8 36. Hierfür ist der § 5 der G. Ö. von 1850 zn substituiren und soll für diesen Fall eine

Ausübung des Stimmrechtes durch Bevollmächtigte gestattet werden.
^<l 8 45. Statt dessen ist der § 68 der Gemeinbe.Ordnung vom 1l. März 1850 aufzunehmen.
^ll § 46. Soll nach der obigen Ausführung »<> § 132 der G. O. vom 11. März 1850 fortfalle,!.
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^ä 8 48—51. Die Wahl von Stellvertretern erscheintnutzlos.
^ci § 5». muß der Grundsatz der Interessen-Vertretung sowohl rücksichtlichdes großen Grundbe¬

sitzes, als auch in Betreff der größeren industriellen Anstalten, mehr zur Geltung kommen, als dies bis.
her bei der Klasseneintheilung der beiden Gemeinde-Ordnungen von 1845 und 1850 geschehen ist, weß«
halb folgende Bestimmung rathsam erscheint: wenn in Gemeinden unter 3000 Seelen, denjenigen Wü'h«
lern der ersten Klasse, welche zusammen die Hälfte der gesammten Steuerbeträge dieser Klasse aufbrin¬
gen, einstimmigsolches verlangen, so ist die erste Klasse in zwei gleiche — Unterklassenzu theilen, deren
jede für sich die Hälfte der von dieser Klasse zu wählenden Gemeinde-Vertreter zu wählen hat.

^«1 8 56. Sind die Wahlstimmen mündlich zu Protokoll zu geben, wie dies der 8 23 der G. O.
vom Jahre 1850 vorschreibt.

Hä 8 60. Muß der 8 134 der G. O. vom Jahre 1850 der bessern Fassung wegen substituirt
werden;
ebenso:

HH 8 64. der 8 38 der G.O. von 1850.
^ä § 104. Soll die Einwirkung der Aufsichtsbehördefortfallen und die Ernennung von dem

Bürgermeister allein ausgehen.
^,«1 8 107. Ist die Regulirung der Gehälter und der Entschädigung für Dienstunkosten der Bür¬

germeister, der künftigenProvinzial-Versammlung vorzubehalten und wird zu berücksichtigen sein, daß die¬
sen Gemeinde-Beamten, da wo es bisher nicht der Fall sei, etwa durch Vergrößerung der Bürgermeiste»
rcibezirke ein auskömmlicheresGehalt gewährt werde.

Eine Pflicht zur Pensionirung der vom Staate ernannten Bürgermeister kann selbstredend den
Gemeinden nicht aufgelegt werden.

Damit jedoch bei eintretender Dienstunfähigkeit die Zukunft dieser Beamten gesichert bleibt, wird
die Gründung eines Pensionsfonds durch Beiträge der Vctheiligten und Zuschüssedes Staats an¬
heimgegeben.

Schließlich wird für angemessenerachtet, durch eine Gesetzesvorlage bei den Kammern der Provin-
zial-Verlretnng die Vefugniß zu übertragen, durch Beschlußfassungen,denen die Genehmigung Sr. Majestät
des Königs hinzutreten müsse, in gewissenzugewiesenenGrenzen der G. O. vom 11. Mär; v. I., mit
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse umzubilden.

Düsseldorf, den 13. October 1851.

________

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr
AUergnädigster König und Herr!

Durch Euer Königlichen Majestät Landtags - Commissarius ist den treu gehorsamsteninteri.
ti°e Wählbarkeit z>n Kreis- «ustischen Vertretern der Rhcinprovinz eine Denkschrift, betreffend die Normirung des Census,
Vertreumg »ach An. 6 für die Wählbarkeit zur Kreis-Vertretung übergeben.
der Kreis-Ordnung vom Die treu gehorsamsteninterimistischenVertreter der Nheinprovinz haben den in vorbc-
,i. März 1850. zogencr Denkschrift berührten Gegenstand in die gewissenhaftesteBerathung gezogen, als sie

diejenigenGutachten entworfen, welche über die zweckmäßige Abänderungen der Gemeinde-,Kreis-, Vezirks-
und Provinzial-Ordnung vom 11. März 1850, in tiefster Unterthänigkciteinzureichendie Ehre gehabt habe».

Euer Majestät treu gehorsamsten interimistischenVertreter der Rhcinprovinz sind heute, wie damals
der Ansicht, daß ein passiver Wahlrensus von 8—10 Tb, lr. nur eine schwache Abwehrgegen das Eindrin-
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gen nicht conservativen Elemente in die Kreisvertretung bieten dürfte, baß aber die sichere Bürgschaft für
eine gute Wahl in einer tüchtigenconfervaliven Constructionder Wahl-Körperschaftenberuhen müsse. Solche
Wahl-Körperschaften, welche den Anforderungen einer besonnenenund leidenschaftslosenErfüllung ihrer
Aufgabe zu entsprechen im Stande sind, glauben Euer Majestät gehorsamsteStände in denjenigenGemeinde-
Räthen gefunden zu haben, welche gemäß den Euer Majestät andern Orts alleruntcrthänigst gemach¬
ten Vorschlägen gebildet werden sollen, und glaubt die treu gehorsamsteVersammlung in diesen, aus
durchaus coiiservativcn Elementen cmanirenden Gemeinde - Räthen diejenigen WalMrperschaften gefunden
zu haben, welche eine vollkommnereund sicherere Garantie für zweckentsprechendeWahlen zur Kreisvertre¬
tung biete», als ein passiver Wahlcensus zu gewähren im Stande sein wird.

Euer Majestät treu gehorsamste interimistischeVertreter der Nheinprovinz beantragen daher in
tiefster Ehrerbietung:

„Euer Majestät möge allergnädigst geruhen, von der Normirung eines Census für die Wähl¬
barkeit zur Kreisvertretung Abstand zu nehmen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eurer Königlichen Majestät.

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Der Landtags-Marschall.
Düsseldorf den 30. October 1851.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster,

ANergnädigster König und Herr!

Durch das Allerhöchste Propositions - Dekret vom 21. September d. I. war den treu gehorsamst hier
versammelten Ständen der Nheinprovinz die Aufforderung geworden, ihr wohlerwogenes Gutachten über
die von der Etaatsregicrung beabsichtigte Abänderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial - Ordnung
vom 11. März 1850 abzugeben. ,

Die getreuen Stände erkennen mit tief gefühltem Danke den durch Euer Majestät Regierung aus¬
gesprochenenWillen an, den provinziellen Eigenthümlichkeitenund VerschiedenheitenRechnung zu tragen,
und von dem in der Neuzeit aufgefaßten Streben nach einer einförmigen den Bedürfnissen, w«e der ge¬
schichtlichen Entwickelung nicht entsprechendenCcntralisirung Abstand zu nehmen. S.e hegen aber das se,te
zuversichtliche Vertrauen, daß hierdurch jenes gemeinschaftliche starke Band nicht gelockert werde, welches
alle Landeslbeile zu einem festen Ganzen Vereinigt, und sie mit gleicher L.ebe und gleicher Neue an
Eure Majestät ruhmvollen Thron kettet. ^ - , c> ^

Bei einem tiefen Eindringen in die bisher bestehenden Kreis-, Bezirks- und Provmzial. Ordnun¬
gen , so wie in die darauf bezüglichenGesetze vom 11. März 1850 haben Euer MaMat getreue Stande
sich "icht verhehlen könne», daß weder die alten noch die neuen Gesetze den Bedürfnissen der Gegenwart
vollständig genügen und sprechen sie vielmehr ihre innerste Ueberzeugungdahin aus, daß um kraftige
das heil unseres erhabenen Fürstenhauses, so wie seines getreuen Volkes gleichmäßigschützende Zustände
anzubahnen und dauernd zu gründen, es sich vor Allem darum handeln müsse, eine andere Grundlage der
Vertretung zu gewinnen.
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Indem Euer Majestät die getreuen Stände die angebogene Denkschrift so wie Scparatvotumder
Minorität nntcrthänigst nnterbreitrn, ersterben in tirfstcr Ehrfurcht.

Eurer Königlichen Majestät
treu gehorsanisteMitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.
Düsseldorf, den 30. October 185l.

Denkschrift
der zur diesmaligenWahrnehmung der Provinzial-Vern-etung berufenen Provinzial-

Stande--Versa!nmlu!,g der Rheinprovinz.
betreffend:

die Abänderung der Kreis-, Bezirke- und Provinzial-Ordnung vom ll. März 1850 unter be¬
sonderer Berücksichtigungder Verhältnisse der Rheinprovinz.

^)n Folge des Allerhöchsten Propositions-Dckretsvom 21. September«ix-i'. hat die Provinzial-Vcrsamm-
lnng ihr Gutachtenüber das Bedürfniß einer Aenderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial - Ordnung
vom 11. März 1850, so wie der in der Denkschrift wegen Abänderung der Gemeinde-Ordnungvom
11. März noch nncrlcdigtcnPunkte, das Aufsichtsrecht der Vezirksräthe und Kreisausschüfsc betreffend,
in Folgendem abgegeben:

I. Interessen - Vertretung.
Es soll eine Vertretungder Einzelnen in politischen Körperschaften jcweilen sich beschränkenauf

das Maaß ihrer Berechtigungund Mitwirkung zu der Erhaltung und Fortbildungdes gesellschaftlichen
Zustandes, oder um eines kürzern Ausdruckes sich zu bedienen: es muß eine angemessene Vertretungder
verschiedenenInteressennach Maßgabe ihres wirklichen Vorhandenseins eintreten.

Motive.
Zur Begründungwirb angegeben:
Ein geregeltes organisches Leben im Staate kann nur dann bestehen und zu einer gedeihlichen Ent¬

wicklung gelangen, wenn den verschiedenenAeußerungen der Thätigkeit und Mitwirkung die Möglichkeit
gegeben ist, sich ihren Bedürfnissen gemäß geltend zu machen, und das, was ihnen Noth thut, anzustreben.

Zu jenen Kräften, welche das gesunde Leben des Staates und seine Erhaltung bedingen, gehört
vornehmlich Grundbesitzund Industrie. Von der richtigen Vertretung beider, nach dem jeweiligenBedürf¬
nisse dürfte wohl zumeist das nachhaltige Gedeihen des Staatsorganismus abhängen.

Eine solche Interessen-Vertretungist jedem andern Modus der Repräsentationvorzuziehen, indem
die Erfahrung hinlänglich nachgewiesen, wie weder eine Vertretung nach Köpfen, noch nach dem Census
den richtigen Schwerpunkt giebt, um die freie Entwickelung des organischenLebens im Staate zu fördern.

Die Erstere regt die wildesten Leidenschaftenauf, die Letztere hingegen ist zu ohnmächtig diesen,
wenn losgelassen, mit Erfolg entgegenzutreten.

Gonservatioes Element.
Da es sich vor Allem darum handelnmuß, unsern staatlichen Einrichtungeneine feste Grundlage

zu geben, so wurde zunächst dieser Gegenstand in reiflicheErwägung gezogen, als deren Resultat man
anerkannte und zwar mit 43 gegen 27 Stimmen, daß dem größeren Grundbesitze,als dem conservativeften
Elemente, einer seiner Steucrkraft mehr entsprechendeVertretung zugestandenwerden müsse.
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Motiv.
Den» n»r dieser vermag seine wahre Freiheit und Unabhängigkeit in guten und bösen Zeiten zu

wahren, wohingegen der kleinere Grundbesitzer, der Capilalist und der Industrielle zu sehr von den poli¬
tischenund eommcrzicllcnFluctuationcn abhängt.

Line Venachlbeiligung anderer Elemente des Staats Organismus durch bevorzugte Vertretung des
großen Grundbesitzes steht nicht zu befürchten, indem derselbe kein andern Interessen feindliches Moment
vertritt, sondern allein dazu geeignet ist, wegen seiner größeren Selbstständigkcit, alle andern zu schützen.

Nachdem hiernach die Interessen-Vertretung und die Bevorzugung des größeren Grundbesitzes durch
eine seiner Stcuerkraft mcbr entsprechendeVertretung angenommen worden, ist man zur speziellenVegut-
achtung der einzelnen vorgcdachten Gesetze geschritten.

Titel I. Vertretung.
Auf den Kreistagen werden die verschiedenenim Kreise vorhandenen Interessen mit der Modifi¬

kation vertrete», daß der Industrie nicht mehr als '/- der Stimmen als bevorzugteVertretung zugegeben
werden darf.

Motiv.
Es wurde festgehalten, das, der Grundbesitz allem die stabile nachhaltige Stcuerkraft bilde, die

Industrie dagegen ei» wandelbares vielgestaltigen Conjuncturcu unterworfenes Element biete. Dem klei¬
ner» Grundbesitzerfeblen nur zu oft die Mittel, seinen AnsprüchenGeltung zu verschaffen,wohingegen der
Indnftrie jede» zeit größere iutellcetuelle und materielle Mittel zu Gebote stehen, ihre Bedürfnisse uud
Wünsche zu vertrete».

Diese vorstehendausgesprochenenGrundsätze wurde,, von der Versammlung mit 44 gegen 2ü Stim¬
men anerkannt.

Kreis - Versammlung.
Die Kreis-Versammlung soll demnachbestehen aus den durch die gewählten Gemeinde-Vertreter ge¬

wählten Mitglieder, die Feststellungder Wahlbezirke bleibt der Provinzial-Versammlung vorbehalten.
Aus den Besitzern jener im Kreise gelegenen Grundgüter, welchemindestens einen Katastral<Nein-

crtrag von 10U0 Thalern einbringe».
Der Industrie soll iu solche» Kreisen, in welchensie eine prävalirende Thätigkeit entwickelt, auf

ihre» Antrag durch die Provinzial-Vcrtrclung eine entsprechendeVertretung zugestandenwerden.
Verwaltung.

Den Kreisen soll das frühere Wahlrecht ihrer Landräthe zurückgegebenwerden, und zwar, weil
nur solche Männer wahrhaft segensreich im Kreise wirken könucu, welche mit sciuen Bedürfnissen und
Eigenthümlichkeiteninnig vertraut, das Zutrauen der Krcisinsassenbesitzen, und weil mir von solchen zu
erwarte», daß sie die wahren Vertreter der im Kreise sich äußernden verschiedenen Interessen sein werden.

In dem Falle, daß den Kreisen die Wahl ihrer Landrälhe unter Vorbehalt der Bestätigung durch
Seiner Majestät den König zurückgegeben wird, muß der Krcis-Anoschnßganz wegfallen.

Titel II. Von den Bezirken.
Hierüber wird nach Erörterung der Provinzial-Ordnung das Weitere gesagt.

Titel II». Von den Provinzen.
Die Ansicht, der in den einzelnen politischeu Körpern vorhandenen Interessen volle Rechnung zu

tragen, führt zu der Erkenntniß, daß ans dem Provinzialtagc außer den in der Commune und im Kreise
vertretenen Interesse» auch noch andere Elemente des staatlichenLebens anerkannt werden müssen; daß
namentlich der Kirche uud den Wissenschaften,diesen Trägern unserer sittlichen Zustände, so wie auch dem
historischenRechte eine Vertretung in der Provinz einzuräumen ist.

Demgemäß wurde ««genommen, daß die Provinzial-Vertrctung in der Folge bestehen müsse.
5
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>R. Berechtigte.
1. Ans den Spitzen der katholischenund protestantische»Kirche, welches mit 39 gegen 26 Stimmen

beschlossen wurde.
2. Zins den Repräsentanten der Universität, mit 36 gegen 29 Stimmen.

Diese »ä 1 bis 2 genannten mit dem Rechte der Stellvertretung.
3. Aus den gegenwärtigen Besitzern von Virilstiunuen mit 41 gegen 24.
4. Dann jenen, welchen bei der zukünftigen Bildung der l. Kammer durch die Gnade Seiner Majestät

Sitz und Stimme in derselben auf Lebenszeit verliehen wird, insofern sie der Provinz angehören,
was mit 39 gegen 23 Stimmen angenommen wurde.

«. Gewählte.
Ans den gewählten Repräsentanten der weitern Interessen in der Provinz, uud sollen solche ver¬

treten werden:
5. durch die auf den Kreistagen zur Ausübung der Standschaft berechtigten, gröstcrn Grundbesitzer.
6. Durch die aus den Wahlen der gewählten Kreis-Versammlung zum Provinzialtage hervorgegangenen

Mitglieder.
In welchem Verhältnisse die Vertretung der angegebenen Elemente zu gegenseitigem Nutzen nnd

Frommen und zur Anbahnung gesunder naturwüchsiger Zustände zu bestimmenist, wird dem weisen Er¬
messen des Gesetzgebersanheim gegeben.

Titel IV. Von den Bezirken. Provinzielles.
Wünschcnswcrth erscheint es die Befugnisse des Vczirksraths in Beaufsichtigung der Eommunal-

und Kreis-Verwaltung in die Hände eines aus der Provinzial-Vertretung durch Wahl hervorgegangenen,
zur Seite des Ober-Präsidenten stehenden, nnd in endgültiger Weise entscheidendenständigen Provinzial«
Rathes zu legen.

Motiv.
Begründet wird diese Ansicht durch das Bedürfniß eines kürzeren Instanzen-Zuges, so wie durch

die Vorauüsctzung, daß der in Anssichtgestellte Bczirks-Rath, doch ohne Lebensfähigkeitsein werde, indem
solcher nur zeitweise beschäftigten Behörden eine richtige Auffassungder vorhandenen Zustände und eine con»
sequcntcDurchführung der gewonnenen Ansichten nicht zugcmuthet werden könne, weshalb das Aufsichtü-
recht der Vczirksräthc und Kreisausschüsse wegfallen muß. Sonach geht der Antrag der Versammlung
mit 34 gcgeu 20 Stimmen dahin:

„Seine Majestät den König allernntcrthänigst zu bitten, bei Vorlage eines bei den Kammern cinzu»
„bringenden Gesetzentwurfesbezüglich einer Abänderung der Kreis-, Bezirks-und Provinzial'Ordnnng,
„den hier aufgestellten allgemeinen Grundsätzen Rechnung zu tragen.

Die Minorität der Versammlung hat noch folgendes Separalvotum in der Plenar-Sitzung vom
25. Octobcr eingereicht.
Separat-Votum zu dem Protokolle der Plenar-Sitzung der Vthcinischen interi¬

mistischenProvinzial-Versammlung vom 23. Octobcr 1831.
Die unterzeichnetenMitglieder der znr diesmaligen Wahrnehmung der Proviuzial-Vcrtrctuug bcru»

fcnen ProvinzialständifchcnVersammlung der Rhcinprovinz fühlen sich verpflichtet gegenüber dein durch das
Gutachten des l l. Ausschusses,betreffend die Abänderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom
11. März 1850 hevorgcrufcncn heutige» Beschlüsseder Versainmluug, ihr Ccperat-Vatum dahin abzugeben,
daß sie den, in dem gedachten Gutachten enthaltenen Anträgen aus folgenden Gründen nicht haben bei»
pflichten können:

1. Diese Anträge erstreckten sich nicht auf die »<1 4 in der Proposition des Herrn Ministers des Innern
vom 21. September 1851, von hoher Staats-Regierung beabsichtigtebloße „Aenderung jener Gesetze
unter Berücksichtigungder provinziellen Eigenthümlichkeitenund Verschiedenheitendes Landes" son¬
dern sie erstreben eine völlige Beseitigung derselben.
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2. Diese Anträge gehen weit über die in der ministeriellen Denkschrift vom 20. September 1851 bc»
zeichneten, „Gesichtspunkte und Fragen" hinaus, über welche allein das Gutachten der
Provinzial-Versammlung erfordert wird.

3. Diese Antrage beruhen größtcutheils auf völlig neuen, von den Propositionen des Hohen Staats«
Ministeriums nicht im Entferntesten angedeuteten Prinzipien, welche nach der Ueberzeugungder Un¬
terzeichneten weder mit dem Grundsatze der bestehenden Etaats-Verfassung, noch mit dem Interesse
der Provinz in Einklang zu bringen seien.

Düsseldorf, den 30. Octobcr 1851.

Allerdnrchlauchtigstcr, Großmächtigster,
Allergnävigster König «nd Herr!

>^uer Majestät haben die Gnade gehabt, durch den Herrn Minister des Innern, den zur 6. Vorschlägt ül>er Bil-
bicsmaligcn Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung versammelten Abgeordneten, eine Pro- ^""s b"' Wahll^nke zur
Position über Einthcilung der Wahlbezirke in der Nheiuprovinz für die 2te Kammer vorlegen .„/^tt» Ka»n>m-.°'"""
zu lassen.

Die treugchorsamst versammelten Stände haben diesen Auftrag, nach sorgfältiger Prüfung in nach¬
folgender Weise begutachtet.

I. Regierungsbezirk Coln.
83,356 Seclcu 2 Abgeordnete.1.

2.
3,
4.

5.

6.
7,
8,

Stadt Cöln
Landkreis Cöln .
Kreis Bonn

„ Mühlhcim 41,968
„ Sieg . 77,965
„ Waldbrocl 19,595
„ Wipperfürth 26,106
„ Gummcrsbach 29,987
„ Nheinbach
„ Euskirchen
„ Vcrghcim

50,071
55,185

119.933

75,683

29.628
31,327
38,375

In Summa 11 Adg eorduete.

II. N e g i cru n g sb e z irk Düsseldorf.
1. Stadtgcmemde Düsseldorf . . 40,412 Seelen 1 Abgeordneter
2. Laudgcmemdeudes Kreises Düsseldorf 38,486 „ 1 ,/
3, Kreis S oliiigcu . , 67,196 „ 1 ,/
4. Gemcind, : Elbcrfeld « , 47,191 „ 1 «,
5. // V armen . 35,984 „ l V

6, // Croncnberg <
« Haan

Mettmann ^
», Wnlfrath

. . . 43,408 „ 1 //

« Velbcrt «
«, Hardcnberg /

Zu übertragen 6 Abgeordnete
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Uc bertrag 0 Abgeordnete.
7. Krc is Lennep 67,204 Seelen 1 „
8. „ Duisburg . 101.042 // 3
9. „ Nees . 49,918 « 1

10. „ Geldern 96,070 „ 2
1l. „ Cleve 49,300 // 1
12. „ Kempen 61.600 ^ 1
13. „ Crefcld 61,193 /, 1
14. „ Neust . 36,929 // 1
15. „ Greuenbroich 35,079 1
16. „ Gladbach 60,51? „ 1

In Summe 19 Abgeordnete.
III. Reg icrungöbezirk Aa ch c n.

1. Kreis Montjoie )
^ Malmedy ,^ . 86,828 Seelen 2 Abgeordnete.
» Schleiden >

2. „ Iülich >
// Erkelenz /
// Heinsberg ^

» 133,755 „ 3 «/
// Gcilcnkirchen 1 '

3. Stadtkreis Aachen 48,687 „ 1
4. Landkreis Aachen >

Kreis Eupen j « 85,766 „ 2 ,/
5, Kreis Dürcn > 53,030 „ 1 „

In Summa 9 Abgeordnete.
IV. Reg icrungsbczirk T> i e r.

1. Kreis Verncastel . 43,668 Seelen 1 Abgeordneter.
2 „ Bittburg 42,806 „ 1
3. „ Prüm ^

</ Daun ^ . 92,373 „ 2
/, Wittlich )

4. Stadt - und Landkreis Trier 84,198 „ 2
5. Kreis Saarburg >„ Mcrzig j 63,565 „ 1 "
6. „ Saarlouis . 48,272 „ 1 „
7. „ Saarbrücken >

// Ottweiler j ' 73,354 „ 2 „
8. „ St. Wendel 68,016 „ 1 „

In Summa 11 Abgeordnete.
V. Regierungsbezirk C ob enz.

1. Kreil ! Coblenz . 59,100 Seelen 1 Abgeordneter,
2. „ Ncuwied . 62,000 „ 1 ,/
3. „ Crcuznach « 55,600 „ 1 //

Zu übertragen 3 Abgeordnete.
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Ucbertrag 3 Abgeordnete.
4. „ Maycn . . . 48.400 Seelen 1
5. „ Wctzlar . . . 41.400 „ 1
«- „ Altcntirchen . . 37,800 „ 1
7. „ Simmern . . . 37,800 „ 1
8. „ St. Goar . . . 35.300 „ 1
9. „ Ahrweilcr . . . 32.800 „ 1

10. „ Cochem ^
„ Zcll . . 84.700 „ 2

./

Adcnau !
In Summa 11 Abgeordnete.

Die tren gehorsamsten Stände beehren sich, das Resultat ihrer Berathung am Throne Euer
Majestät mit der gehorsamstenBitte niederzulegen:

daß es Euer Majestät gefallen wolle, hicnach die Wahlbezirke für die 2te Kammer feststellen
lassen zu wollen.

In tiefster Ehrsurcht ersterben Euer Majestät treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen
Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 21. October 1851.

Allcrdurchlauchtigster, Großmächtigster,
AUergnädigster König und Herr!

^—uer Majestät Ministerium der Justiz bat der zur Wahrnehmung der Provinzial-Vcrtretung ?. Gutachten ee>i 6»c-
berufe„eu provinzialständischenVersammlung den Entwurf eines Hypothckengesetzcsfür den wurfs eine« rheinischenHy-
Bezirk des Königlich rheinischenAppcllationsgerichtshofs, zur Begutachtung vorgelegt. Bei Mheken-GeseiM.
den anerkannte» bedemendenMängeln des dermalen geltenden Gesetzes hat die Versammlung in dieser
Vorlage, einen Beweis der großen Fürsorge des Königlichen Ministeriums für die Herstellung eines
gesichertenNeclMzustandcs erkannt, und ihrer Seils, mit angestrengter Aufmerksamkeitund sofern es die
angewiesene Zeit gestattete, die Begutachtung vorgenommen.

Indem wir das Resultat unserer Berathung in der beigefügten Denkschrift unterthäuigst zu über¬
reichen uns beehren, ersterben wir

Eurer Königlichen Majestät
treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.
Düsseldorf, den 23. October 1851.

Denkschrift
über den, der zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen provinzial-
ständischen Versammlung der Rheinprovinz zur Begutachtung vorgelegten Entwurf

eines Hypothekengesetzes.
Die zur Wahrnehmung der Provinzial-Vcrtrctung berufene provinzialstänbischeVersammlung der

Rheinprovinz hat den vorgelegten Entwurf eines Hppothckengcsctzesmit so größer,» Interesse entgegen-
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genommen, als sie mit dem Königlichen Ministerium die Ueberzeugung theilt, daß das rheinischeHypo-
thckcnrcchtfür den Neal-Credit nicht die erforderlichen Garantien bietet. Bei der Wichtigfeit des Gegen¬
standes haben wir mit angestrengter Sorgfalt jenen Entwurf geprüft und beehren uns nachfolgenddas
Resultat unserer Berathungen vorzulegen.

Ehe und bevor wir an die Begutachtung der einzelnen Bestimmungen des Gesetzes gingen, schien
es angemessen, zuvörderst die allgemeinen Prinzipien, welche abweichend von dem jetzt gellenden Rechte,
die Grundlage des neuen Systems bilden, einer Prüfung zu unterziehen.

Nach dem vorgelegten Entwurf zerfallen dieselben in folgende fünf Momente:
I. Transscription aller Urkunden, durch welchedas Eigenthum von Grundstüctcn oder dinglicheRechte

erworben werden.
II. Veröffentlichung aller Hypotheken, einschließlichder gesetzlichen.

III. Specialität aller Hypotheken, rücksichtlich Aufhebung der Gcncralhypothcken.
IV. Aufhebung oder Beibehaltung der gerichtlichenHypotheken.
V. Beschränkung des Rechtes der Auflösung eines Kaufvertrags auf Seiten des Verkäufers.

Diese fünf Punkte bilden die Grundlage des neuen Systems und sie müssen festgestellt sein, ehe an
die Prüfung der einzelnen daraus hergeleiteten Bestimmungen gegangen werden kann.

Die von der Versammlung vorgenommene Berathung hat zu folgenden Resultaten geführt.

Z. Transscription aller Urkunden, durch welche das Eigenthum von Grundstücken oder
dingliche Rechte erworben werden.

Nach dem rheinischenGesetze geht das Eigenthum durch den Vertrag auf den Erwcrber mit der
Wirkung über, daß er solches gegen jeden Dritten geltend machen kann. Sind mehrere Erwcrber, welche
von demselben Autor ihr Recht herleiten, so entscheidetdas Datum des Erwcrblilcls.

Bei jedem Erwerb ist daher die Möglichkeit nicht ausgeschlossen,daß das zu erwerbende Grunde
stück bereits durch eine vorhergegangene Veräußerung auf ciucu Andern übergegangen ist. Diese Ungc-
wißheit zu beseitigen, hat der Entwurf die Trauoseription des Erwerbtiltels mit der Bestimmung vorge¬
schlagen, daß erst durch die Transscription der Erwerbtitel Wirkung gcgcu Dritte erhalten soll. — In
Betracht, daß es Pflicht des Gesetzgebersist, dem Bürger die Mittel zu schaffen, mit Gewißheit seine
Rechte zu wahren, erscheintder Vorschlag des Entwurfs vollkommenangemessen.

Ohne diese Sicherstelln»«, des Grund-Eigemhums ist die Sichcrstellung des Hypothcfcngläubigcrs
nicht möglich. Die Transscription ist nun aber das einzige Mittel, kraft dessen der Hypothckengläubiger
sich Gewißheit über das Eigenthum des Schuldners an dem zu verpfändenden Grundstücke verschaf¬
fen kann.

In Erwägung dieser Gründe, welche in den Motiven ;n dem Entwurf weiter ausgeführt sind, hat
sich die Versammlung mit dem Entwurf für die Nothwendigkeit der Transscription ausgesprochen.

II. Veröffentlichung aller Hypotheken, einschließlich aller gesetzlichen.

Das geltende Gesetz hat zwar die Veröffentlichung der Hypotheken als die Regel angenommen,
jedoch die Hypothek der Minderjährigen, der Interdicirten und der Ehefrauen davon befreit.

Die daraus hervorgehenden Nachtheile für den Real-Credit sind in den Motiven des Entwurfs
gehörig nachgewiesen.

Es könnte sich daher nun fragen, ob und inwiefern Mittel ciufzusiudcn sind, bei der vorzuschreibenden
Veröffentlichungdie Rechte jener Personen gehörig zu wahren. Der Entwurf hat zu dem Zweck in den
Art. 2140 u. folg. geeignete Formen aufgestellt; die Versammlung hat diese Formen für ausreichend
erachtet, und deshalb sich mit dem Entwurf dahin einverstanden erklärt, daß alle Legal-Hypothekenerst
durch die Eintragung Wirkung gegen Dritte erlangen sollen.
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III. Specialität aller Hypotheken.

Die General-Hypotheken kommen in dem rheinischen Gesetze:
1. bei den gesetzlichen und

2. bei den gerichtlichen Hypotheken vor.

Da der Entwurf die letzten, beseitigt wissen will, so berühren die von il»n angeführten Gründe
für die Aufhebung derselben zunächst die gesetzlichen Hypotheken. Diese Gründe bestehen im Wesentlichen
darin, daß das Interesse eines Mündels oder einer Ehefrau vollkommen gewahrt werde, wenn ein zur
Sicherstelln»«, ihrer Forderungen ausreichender Theil der Immobilien des Vormunds oder Ehegatten zur
Hypothek gestellt wird, wogegen es den letzter« zum großen Nachtheil gereiche, wenn ihnen durch eine Ge,
neral-Hypothek jede Disposition über ihr Vermögen entzogen werde. Zu bemerken ist hierbei zugleich,
daß die in dem Gesetzbuch den angeführten gesetzlichen Hypotheken gestatteten Generalität eine unvermeid¬
liche Folge der Befreiung von der Eintragung und vielleicht der einzige Grund dafür war; ein Umstand,
welcher bei der vorzuschreibenden Specialität wegfällt.

Die Versammlung hat dicscrhalb sich ebenfalls für die Specialität der gesetzlichen Hypotheken aus-
gesprochen. Derselben Ansicht war sie bezüglich der gerichtlichen Hypotheken, und zwar aus dem Grunde,
weil es an jeder Vcranlassuug fehlt, dem Gläubiger, der ciu Urtheil gegen seinen Schuldner erwirkt hat,
ein so bevorzugtes Recht eiuzuräunicn, derselbe vielmehr wie bei der Erccution, so auch bei der Hypo-
thcken-Eiütragnng sich Kenntniß von dem Vermögen des Schuldners verschaffen müsse. Zugleich wurden
biebei die großen Nachtheile auf Seiten des Schuldners, dessen ganzes Iunuobiliar-Vcrmögen vielleicht
für eine nicht bedeutende Forderung umstrickt werde, in Betracht gezogen.

IV. Die gerichtlichen Hypotheken.

Obwohl der Entwurf mit nicht ganz unerheblichen Gründen das Fortbestehen der gerichtlichen Hypo¬
theken bekämpft, so hat dennoch die Versammlung geglaubt, für deren Beibehaltung sich aussprcchcn
zu müssen.

Thcilweisc sind die Gründe des Entwurfs aus der Generalität der gerichtlichen Hypotheken ent¬
nommen. Diese haben bereits durch die adoptirte Specialität ihre Erledigung gefunden.

Wenn der Entwurf anführt, daß kein Gründ vorliege, dem Creditor eine Hypothek zu gestalten, wel¬
cher bei Creirung der Schuld sich eine solche nicht habe bestellen lassen, daß vielmehr die Forderung einer
solchen als eine Vertragsverletzung erscheine, so ist darauf zu antworten, daß wie das Urtheil so auch
das Recht zur Hypothek nicht in dem Vertrage, sondern in der Verletzung des Vertrags von Seiten des
Schuldners ihren Gruud habe.

Der Entwurf glaubt ferner den gerichtlichen Entscheidungen jedes Hypothekcnrecht um deswillen
«"'sagen zu müssen, weil solches doch nur als der Preis eines Wettrennens zu betrachten sei, daß aber
ei» Ercditor, welcher auf diese Weise den andern Crcditoren zuvorkomme, eine Bevorzugung incht ver¬
diene. Dem ist indeß entgegenzustellen, daß es Sache eines jeden Gläubigers sei, sein Interesse zettlg
j» wahren.

Die Versammlung ging endlich von der Betrachtung aus, daß dcu gerichtlichen Entscheidungen mit
Recht die Wirkung beigelegt werde, daß der Gläubiger kraft derselben in dem ganzen Vermögen seines
Schuldners seine Befriedigung suche» dürfe, daß wenn letzterer zur sofortige» Erccution zu schreiten be¬
fugt sei, ihm das mindere Recht sein Interesse durch Erwirknng einer Hypothcke zu wahren, nicht zu vcr-
sagen sei, daß endlich durch ein fünfzigjähriges Bestehen des Gesetzes, dasselbe in dem Leben des Volkes
Wurzel gefaßt habe, und auch schon um deswillen ohne Noth eine gänzliche Aufhebung desselben bedenk¬
lich erscheine, und sprach sich sonach mit einer an Einstimmigkeit gränzenden Majorität für die Beibehal¬
tung der gerichtlichen Hypotheken aus.
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Die in den Motive» zum Entwurf entwickelten Grunde haben zu der Betrachtung geführt, ob nicht
die gerichtlichen Hypotheken in ihrem Umfange zu beschränken seien.

In einer Beziehung ist bereits eine Beschränkung oben erwähnt. Es ist die Specialität. Ans
dieser folgte von selbst eine andre, nehmlich die, daß nur das gegenwärtige nicht auch das knnilige Ver¬
mögen des Schuldners bestrickt werden darf.

Sodann war die Versammlung mit der in dem Entwurf durchgeführten Ansicht einverstanden, daß
die Summe, für welche die Hypothek erwirkt wird, nicht von der Willkür des Gläubigers ferner abhängig
sein dürfe, und daß selbst für einen unbestimmten Anspruch, weil der Schuldner durch Zablnng sich davon
uicht befreien könne, überhaupt ein Hypolhekenrecht nicht bewilligt werden dürfe, Für diesen letzleren Fall
glaubte gleichwohl die Versammlung eine Ausnahme dahin statuiren zu müssen, daß dem Nichter bei Zu-
crkcunung des Anspruchs unter Umständen, z. V, wenn ein Schadenersatz von Erheblichkeit zuerkannt
werde, oder wenn es sich bei der Klage auf Nechnnngsablage von einem bedeutenden Objecte bandle,
oder wenn Gefahr ans dem Verzüge hafte, frei zu belassen sei, aus den Antrag des Klägers provisorisch
eine Summe zu bestimmen, für welche der Kläger eine Hypotheke zu erwirken ermächtigt werde.

V. Beschränkung des Rechtes, der Auflösung eines Knufvenrags auf Settei, des Verkäufers.
Die Versammlung hat aus den in dem Entwurf angeführten Gründen anerkannt, daß das Eigen¬

thum und der Neal-Ercdit sehr gefährdet sei, wcun dem Verkäufer ohne Beschränkung das Recht verbleibe,
die Auflösung des Kaufvertrags jederzeit, uud nachdem das verkaufte Grundstück sich vielleicht schon in der
dritten oder vierten Hand befinde, zu fordern. Mit den Ansichten des Entwurfs einverstanden, wurden die
desfallsigcn Bestimmungen desselben gut geheißen.

Wcun die Versammlung demnächst gleichfalls zur Prüfung der einzelnen Artikel des Gesetzes-Ent-
Wurfs übergegangen ist, während die ministerielle Denkschrift diese Prüfung anheim gestellt lästt, so konnte
selbstredend schon wegen Kürze der Zeit eiuc vollständige und umfassende Kritik, welche die Wichtigkeit des
Gegenstandes fordert, nicht vorgenommen werden. Die Versammlung ist deshalb auch weit entfernt bei
den nachstehenden Bemerkungen auf Vollständigkeit Anspruch zu machen, und hofft, daß es einem Hohen
Ministerium gefallen werde, des Endes den Entwurf den Justiz - Collegicn gleichfalls znr Begutachtung
vorzulegen.

Gleichwohl nun der ganze Entwurf der Berathung unterzogen worden, so wird es doch genügen,
wenn hier nur derjenigen Bestimmungen Erwähnung geschieht, bezüglich deren eine Abänderung für ange¬
messen erachtet worden.

Art. 2092. Die hier ansgcnommcnc Vorschrift, daß auch Mieth- und Pachtverträge der Trans«
scriptiou unicrlicgen sollen, erschien der Versammlung weder nöthig, noch zweckgemäß.

Sie zog in Betracht, daß die Transseriplion dieser Verträge zumal, wenn eine Parzellcnverpach-
tung Statt gefunden habe, mit unverhältnißmäßige» Kosten verbunden sei, daß die Pächter der Vorschrift
der Transscription ungeachtet solche nur selten bewirken würden, daß es dagegen dem Käufer nicht schwer
falle, von dem Bestehen eiucs Pacht- oder Micthverhältnisscs sich Kenntniß zu verschaffen, und es als¬
dann an ihm sei, die betreffenden Verträge sich vorlegen zu lassen.

Art. 2l02. Bei diesem Artikel beschloß die Versammlung, wie hiemit geschieht, die hohe Staats-
Negicruug zu ersuchen, mit Rücksicht darauf, daß die rechnungspflichtigen Beamten Cantion zu stellen, ge¬
halten sind, in Berathung zu ziehen, ob nicht das hier ausgesprochene Privilegium des Fiscus aufzuheben.

Art. 2108. Die Versammlung war der Ansicht, daß wie dem Hypothekcngläubigcr so auch dem
Verkäufer nur ein Vorrecht für die Zinsen von 2 Jahren und dem laufenden zuzubilligen sei, indem kein
Grund vorwalte, letzter« besser zu stellen als den erster».

Art. 2109. Es wurde die Meinung ausgesprochen, daß die Zustellung der Vorladung an den
Drittbcsitzcr und den Enrahenten der Eubhastatiou genüge, und eine Veranlassung dem Kläger eine gleiche
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Zustellung, allen andern Creditoren, welche bis dahin sich an dem Verfahren nicht bethciligt hätten, zu
machen, aufzubürden.

Art. 21! 9. Hier sind die gerichtlichen Hypotheken nach der obigen Ausführung mit auszuführen.

Art. 2121. Die Versammlung mit der Verfügung dieses Artikels einverstanden, hielt dafür, daß
das Schlußwort „müssen" zu loschen sei, weil es jedem Schuldner frei zu belassen sei, die Entschädig-
ungsgelder zum Wiederaufbau zu verwenden, zumal das Recht des Gläubigers dadurch nicht beeinträch¬
tigt werde.

Art. 2123. Die hier adoplirtc Hypothek des Fiscus gegen Unternehmer und Lieferanten hält die
Versammlung rechtlich für nicht begründet. Das in den Motiven des Entwurfs angeführte Gesetz vom
4. März 1793 ist, abgesehen davon, daß es aus der Eigenthümlichkeit der damalige» Zeitvcrhällnisse her¬
vorgegangen, in dcrNhcinprovinz, wie der Entwurf selbst cmerkcunt, nicht publicirt; das Beeret vom 28.
V«i-t. I. VIII. hat der Hypothek nicht erwähnt. Außerdem ist es Sache des Fiscus beim Abschluß von
Unternchmungs- und Licfcmngs-Verträgcn für deren Erfülluug sich hinreichende Caution stellen zu lassen,
was ia auch geschieht.

Art. 2138. Daß der Vermerk einer Cession eine Bedingung der Wirksamkeit derselben gegen die
Creditorcn des Ccdcnten sei, vermochte die Versammlung nicht anzuerkennen; wohl aber war sie der Mei¬
nung, daß der Cession, einem spätern Ccssionar und dem Erwerber des verpfändeten Grundstückes gegen¬
über, nur durch icuen Vermerk Wirkung beizulegen sei. Auch glaubte man, die Fassung des ersten Satzes
des Artikels könne zur Ansicht führen, als sei die Gültigkeit einer Cession überhaupt durch die Authenti¬
cität des Actes bedingt, während letztere doch nur zum Zwecke der Eintragung gefordert werden dürfe.
Es wurde deshalb folgende veränderte Fassung beliebt:

„In Beziehung auf einen spätern Crwcrbcr des Hypothekenrcchles, wie auf den des verpfän¬
deten Grundstücks, erhält der Ucbertrag eines Hypothekenrcchtcs erst Wirkung durch dessen
Vermerk im Hypothckcnbuch am Rande der eingetragenen Forderung. Der Vermerk darf nur
geschehen auf den Grund einer authentischen Urkunde,"

An dieser Stelle sind die Bestimmungen über die gerichtlichen Hypotheken einzuschalten. Die Ver¬
sammlung hat folgende adoptirt.

Art...... Die gesetzliche Hypothckc entsteht aus Urtheilen, wodurch der Schuldner zur Zahlung
einer bestimmten Geldsumme vcrurthcilt worden.

Sie entsteht ferner aus Urtheilen, durch welche die Anerkennung einer Unterschrift auf einem für
eine bestimmte Geldsumme ausgestellten Privat-Schuldbckcnntnisse beurkundet oder für vcrisicirt erklär! wird.
Die Eintragung in das Hypothckcnbnch darf gleichwohl erst dann erfolgen, wann die Forderung fällig.

<^lt. Diese letztere Bestimmung ist aus dem Gesetz vom 3. Seplbr. 1807 entnommen. Sie
war hier nachträglich sanctionirt, weil man sie bei der Redaction des bürgerlichen Gesetz¬
buches übersehen hatte.)

Wird ein unbestimmter Anspruch zuerkannt, so kann der Nichter auf den Antrag des Klägers nach
den Umständen provisorisch eine Summe bestimmen uud den Kläger ermächtigen, für diese Summe eine
Hypotheken - Eintragung zu nehmen,

Auf schiedsrichterliche Entscheidungen darf eine Eintragung nicht erwirkt werden, so lange sie nicht
crccutorisch erklärt sind.

Desgleichen entsteht aus einem im Auslande gesprochenen Urtheile erst dann eine Hypothek?, wenn
dasselbe von einem preußischen Nichter crccntorisch erklärt worden ist.

Art. 2141. Statt „durch den Geri ch t ssch r c ib er, welcher dem Familienrath
beigewohnt hat," soll es heißen: „durch den Oerichtsschrcibcr des betreffenden
Friede nsge richt s."

6
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Die Fainilicnrathsvcrhandlungen werden in der Regel durch einen beigeordneten Gerichtsschreiber
aufgenommen, welcher doch nicht verantwortlich gemacht werden soll,

Art. 2157. Nro. l. Die Versammlung sprach die Ansicht aus, daß auch des Standes des Gläubi¬
gers Erwähnung geschehen müsse.

Am Schlüsse des ^li»«» 3 glaubt sie hinzusetzen zu müssen, daß das Original des Zustcllungsactes
bei Strafe der Nichtigkeit mit dem Visa des Hypothckcnbcwahrers zn versehen sei, weil das Gesetz in al¬
len ähnlichen Fälleu diese Vorschrift aufgenommen hat.

Art, 2170. ». — muß nach der Ansicht der Versammlung heißen: „Abschrift des Trans-
scriptionsvermerks."

I,. Nro. 3. ist das gewählte Domicil beizufügen, weil der Aufbietende dort das Patent zustellen
soll.

«. Das Wort „vierzehn" ist ein Druckfehler, soll heiße» „vierzig."
Art. 2171. Die Versammlung war der Ansicht, daß das ^>i«lü>, anfangend: „Wenn der Kaufpreis

:c. :c.," als überflüssig zu löschen, dagegen nach dem Art. 2173 der Art. 2190 des bürgerlichen Gesetz¬
buches wieder aufzuuchmeu sei, indem ein Grund denselben wegfallen zn lassen, nicht vorwalte.

Art. 2188. Nr. 3. Man war einstimmig der Meinung, daß die Schlußworte, „sondern den
Beamten :c. :c. wegfallen dürften, weil die Verantwortlichkeit der Notarien in der Notariatsordnung
regulirt ist.

Art. 10. der Übergangsbestimmungen.
Die Versammlung glaubte, daß die hier bestimmte Frist von L auf 12 Monate auszudehnen sei.
Schließlich wurde der Kosten-Punkt zur Sprache gebracht. Die Versammlung unterstellt, daß ein

hohes Ministerium damit einverstanden sei, daß die bis zur Publication des Gesetzes aufgenommenen Ver¬
träge Gebühren- und Stcmpclfrci eingetragen und zur Deckung der Auslagen nur eine Gebühr von 5 Sgr.
von jedem Act erhoben werte und bringt folgenden zusätzliche» Artikel in Vorschlag.

Art. 16. Alle innerhalb eines Jahres nachgesuchte» Transscriptionen, Eintragungen und Vermerke
in die Hypotheken uud Transscriptious-Register erfolge» Gebühre»- »»d strmpelfrci. Zur Deckung der
kosten wird eine Gebühr von 5 Egr. für jeden Act erhoben.

Ebenso wurde der Kostenpunkt überhaupt Gegenstand der Berathung, uud diese führte zu der Ansicht,
daß es billig sei, die Kosten für die Zukunft zu ermäßigen und daß der Stempel der Bescheinigungen,
wenn nicht gänzlich erlassen, doch von 15 Cgr. auf 5 Sgr. rcducirt werden möge.

Als Motiv wurde geltend gemacht, daß der Kosten wegen bis heran die Tranoseriptionen häusig
uuterbliebcn seien, nnd daß durch die vermehrten Eiutraguugcn künftig, ungeachtet der Neduetion, ein
höherer Betrag wie bisher der Staatskasse zufließen werde.

Indem wir dies nnser Gutachten über den uns mitgetheilten Entwurf zur geeigneten Verücksich-
liguug gehorsamst empfehle,!, spreche» wir den Wunsch aus, daß es der hohen Staats-Regierung gefallen
wolle, den Kammer» in der nächsten Session die betreffende Vorlage zu machen, damit die großen Ucbel-
stände des dermale» geltende» Gesetzes um so eher gehoben uud die daraus hervorgehenden Nachtheile
desto balder beseitigt werden.

!U!'

5» cvh
e» Slaatsstcucru. demselben hierüber abgegebene Gutachten, wonach

1. künftig von allen directen Steuern einschließlich der neuen Klassen- und tlassisicirtcn
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Einkommensteuer sowie von der Mahl- und Schlachtstcuer derselbe Prozentsatz an Zuschlägen für
den Vezirksstraßcn.Fonds erhoben werden soll, jedoch unter der Beschränkung, daß jedem Steuer¬
pflichtigen für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und Schlachtsteucr jährlich die Summen von
20 Nthlr. in Anrechnung gebracht und nur der nach diesem Abzüge übrig bleibende Steuerbetrag
mit dem Zuschlage belegt werde.

2. der iu § 8 des Regulativs vom 20. Jan. 184l bestimmte Marlmal-Zuschlag von 5 Prozent von
allen directen Steuern einschließlich der neuen Klassen- und klassificirten Einkommensteuer so wie
von der Mahl- und Schlachtsteuer unter Berücksichtigung der für letztere »<1 1. beschlosseneModr-
sication einstweilen beizubehalten sein werde

ist in der Plenar-Sitzuug vom 18. d. M. von der Provinzialstäudischen Versammlung zum Beschluß erho¬
ben worden.

Düsseldorf, den 21. October 185l.
Der V and t a gs-M arsch all.

An
den Königlichen Lanvtaqs - Commisscn'Uis
»ud Ober-Präsidenten der Nhein.Prouinz

Herrn u. Klc ist-N etzow
Hochwohlgeboren.

Die Proposition Nro. 9. wegen Verkeilung der Beiträge zu den Kosten der Justiz-Vcr- 9. Gutachten «ber^ic
waltung ist mit Rücksicht ans den von Euer Hochwohlgeboren hierüber an die Provinzialstän- ^""^"'^. Beiträge im-
dischc Versammlung gelangte Denkschrift vom 0. October von dem 5tcn Ausschuß begutachtet ^ ^^^isch« Iustiz-Vcr-
wordeu. waltnug i» tem Bezirke

Das vo» demselben hierüber gegebene Gutachten, wonach des Appellatiens-Gerichts-
1. die Gewerbesteuer von der aufzubringenden Summe von 73892 Nthlr. vorab 3'/. °/° ^ z» Cöln.

zu der von dem Betriebe stehender Gewerbe zu entrichten hat;
2. die Vertheilung der alsdann verbleibenden Nestsumme auf die grundsteuer-, klassensteucr- und auf

die mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Einwohner sowie auf die Quoten der klassificirten Einkom-
mensteuerpflichtigeu ganz gleichmäßig nach dem Zahlcnvcrhältniß vertheilt wird, wobei jedoch den
mahl- und schlachtstcucrpstichligcn Einwohnern nach 3 2 des Gesetzes vom 1. Mai d. I. eine
äquivalente Summe von 20 Nthlr. von der Einkonnncnstcner in Abzug gebracht wird, auch sin
die Zuschläge der Iustiz-Vcrwaltungskosten, zu der Einkommensteuer und der Mahl- und Schlacht¬
stcuer eine Rückvergütung in demselben Verhältniß zu gewähren ist, m e^s 5 ...

wurde in der Plenarsitzung vom 20. d. M. von der Provinzialständischen Versammlung znm Bc,chiun er¬
hoben.

Düsseldorf, den 22. October 1851.
Der Land tags -Marschall.

An
den Königlichen Landtags-CommissciriuK
Herrn Ober-Präsidenten von Kleist-

3t etz ow
Hochwohlgeboren,


	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43

